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Landtag 01.11.22
20. Wahlperiode

Mitteilung des Senats vom 1. November 2022
Anpassung der bremischen Vollzugsvorschriften zum Gebaudeenergiegesetz

Der Senat uberreicht der Burgerschaft (Landtag) den Entwurf des Gesetzes zur
Anderung des Bremischen Klimaschutz- und Energiegesetzes mit der Bitte um
Beschlussfassung in der nachsten Sitzung

Mit dem Gebaudeenergiegesetz (GEG) ist am 1. November 2020 ein Bundes-
gesetz in Kraft getreten, mit welchem das Energieeinsparungsgesetz (EnEG),
die Energieeinsparverordnung (EnEV) und das Erneuerbare-Energien-Warme-
gesetz (EEWarmeG) abgeloést wurden. Aufgrund der bundesrechtlichen Ande-
rungen bedarf es einer Anpassung der bremischen Vollzugsregeln sowie der
erganzenden gesetzlichen Grundlagen im Bremischen Klimaschutz- und Ener-
giegesetz (BremKEG).

Im GEG des Bundes wurden die Vorschriften der EnEV und des EEWarmeG
zusammengefuhrt. In Bremen war der Vollzug der beiden bisherigen Gesetze
bereits zusammengefuhrt worden. Die fur die Zusammenfuhrung geschaffenen
landesgesetzlichen Regelungen konnen entfallen. Die nach wie vor fur den
Vollzug des GEG notwendigen Regelungen im BremKEG miissen redaktionell
an das geanderte Bundesrecht angepasst werden.

Mit dem als Anlage 1 beigefiigten Gesetzentwurf zur Anderung des BremKEG
soll dieses an das neue Gebaudeenergierecht des Bundes angepasst werden.
Eine weitergehende Novellierung des BremKEG, mit der insbesondere die
Zielbestimmungen des Gesetzes sowie die Regelungen zum Klimaschutz- und
Energieprogramm, zum Klimaschutzcontrolling sowie zum wissenschaftlichen
Beirat an die Empfehlungen der Enquetekommission ,Klimaschutzstrategie fur
das Land Bremen" angepasst werden sollen, befindet sich zurzeit in Vorberei-
tung.

Durch das Gesetz selbst entstehen weder den offentlichen Haushalten noch
den Birger:innen zusatzliche Kosten. Die Kosten des Vollzugs des GEG werden
durch die bundesrechtlichen Vorgaben sowie die vom Senat auf der Grundlage
dieses Gesetzes zu erlassende Verordnung bestimmt.

Fir die Einzelheiten wird auf die als Anlage 2 beigefiigte Gesetzesbegrindung
verwiesen.

Auf der Grundlage des gednderten Gesetzes kann die vom Senat bereits vor-
behaltlich der Anderungen des Bremischen Klimaschutz- und Energiegesetzes
beschlossene Verordnung zur Durchfihrung des Gebaudeenergiegesetzes
(GEGYV) in Kraft treten. Die vorbehaltlich beschlossene Verordnung mit Be-
griindung sowie eine Anderungssynopse sind in den Anlage 3 bis 5 zur Kennt-
nisnahme beigeflugt. Die gednderte Verordnung sieht vor, dass das bisherige
Vollzugsverfahren zum Gebaudeenergierecht im Grundsatz fortgefiithrt wird.

Der Gesetz- und der Verordnungsentwurf wurde von der staatlichen Deputa-
tion fur Klima, Umwelt, Landwirtschaft und Tier6kologie am 29. Juni 2022 be-
schlossen und von der staatlichen Deputation fiir Mobilitdat, Bau und Stadt-
entwicklung am 1. September 2022 zur Kenntnis genommen.
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Zu dem Gesetzwurf ist eine schriftliche Anhérung der betroffenen Kammern,
Verbande und Vereinigungen durchgefiithrt worden. In der Anhérung haben
die nachfolgend benannten Institutionen Stellung genommen:

Architektenkammer der Freien Hansestadt Bremen,
Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen,
Bauindustrieverband Niedersachsen-Bremen e. V.,
BFW Landesverband Niedersachsen/Bremen e. V.,

Handelskammer Bremen — Industrie- und Handelskammer (IHK) fiir Bre-
men und Bremerhaven,

Haus & Grund Landesverband Bremen e. V.,

Immobilien Bremen Anstalt 6ffentlichen Rechts (A6R),
Kreishandwerkerschaft Bremen,

Kreishandwerkerschaft Bremerhaven-Wesermiinde,
Schornsteinfeger Landesinnungsverband Bremen,

Verband baugewerblicher Unternehmer im Lande Bremen e. V.,

Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft in Niedersachsen und
Bremene. V.,

Verein der Techniker e. V.,

Zentralstelle fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau
(ZGF).

Folgende Anlagen sind beigefugt:

1.

4.
5.
6.

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Bremischen Klimaschutz- und
Energiegesetzes an das Gebaudeenergiegesetz

Begrundung zum Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Bremischen
Klimaschutz- und Energiegesetzes

Entwurf einer Verordnung zur Durchfuhrung des Gebaudeenergiegeset-
zes im Land Bremen (GEGV)

Begrundung zum Entwurf der GEGV
Anderungssynopse von EnEV/EEWarmeGV zur GEGV

Ergebnisse der Beteiligung und Abstimmung

Die Burgerschaft (Landtag) beschlieBt das Gesetz zur Anpassung des Bremi-
schen Klimaschutz- und Energiegesetzes an das Gebaudeenergiegesetz in ers-
ter und zweiter Lesung.



Gesetz zur Anpassung des Bremischen Klimaschutz- und Energiegesetzes an

das Gebdudeenergiegesetz

Der Senat verkundet das nachstehende, von der Burgerschaft (Landtag) be-
schlossene Gesetz:

Artikel 1

Anderung des Bremischen Klimaschutz und Energiegesetzes

Das Bremische Klimaschutz- und Energiegesetz vom 24. Marz 2015 (Brem.GBl.
S. 124 — 752d-1) wird wie folgt geandert:

1.

§ 14 wird wie folgt geandert:

In der Uberschrift werden die Worter , der Energieeinsparverordnung
und des Erneuerbare-Energien-Warmegesetzes” durch die Worter
.des Gebaudeenergiegesetzes” ersetzt.

Absatz 1 wird aufgehoben.
Die bisherigen Absatze 2 bis 4 werden zu den Absatzen 1 bis 3.

In dem neuen Absatz 1 werden die Worter ,Absatz 3 sowie § 7 Absatz
2 und 4 des Energieeinsparungsgesetzes"” durch die Worter , Absatz 2
sowie § 94 des Gebaudeenergiegesetzes" ersetzt.

Der neue Absatz 2 wird wie folgt gedandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,Erneuerbare-Energien-Warmege-
setzes und der Energieeinsparverordnung"” durch das Wort ,Ge-
baudeenergiegesetzes"” ersetzt.

bb) Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

+3. Anforderungen an die Ausibung der Sachverstandigentatig-
keit, insbesondere

a) den Inhalt und den Umfang der Priifungs- und Uberwa-
chungstatigkeiten,

b) die unparteiische, unabhangige und gewissenhafte Aus-
ubung der Sachverstandigentatigkeit und

c) Pflichten zur Fortbildung,".

§ 16 Absatz 1 wird wie folgt gedandert:

a)

b)

In Satz 1 werden die Worter ,der Energieeinsparverordnung, des Er-
neuerbare-Energien-Warmegesetzes” durch die Worter ,des Gebau-
deenergiegesetzes"” sowie die Angabe , 14 Absatz 1" durch die Worter
.94 des Gebaudeenergiegesetzes" ersetzt.

In Satz 2 wird das Wort ,Er” durch die Worter ,Die zustandige Be-
horde" ersetzt.

§ 17 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt gedandert:
aa) Nach dem Wort ,fahrlassig” wird folgende Nummer 1 eingefugt:

»1. einer Rechtsverordnung nach § 94 des Gebaudeenergiege-
setzes oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer
solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die
Rechtsverordnung fir einen bestimmten Tatbestand auf
diese BuBigeldvorschrift verweist,".

bb) Die bisherigen Nummern 1 bis 3 werden Nummern 2 bis 4.

In Absatz 2 wird die Angabe ,und 2" durch die Angabe ,bis 3" sowie
die Angabe ,3" durch die Angabe ,4" ersetzt.



4. § 18 wird wie folgt geandert:
a) Der bisherige Wortlaut wird zu Absatz 1.
b) Es wird der folgende Absatz 2 angefugt:

+(2) Auf Gebaude, auf die nach § 111 Absatz 1 und 2 des Gebau-
deenergiegesetzes die mit dem Inkrafttreten des Gebaudeenergiege-
setzes zugleich abgelosten oder geanderten Rechtsvorschriften in den
zum Zeitpunkt der Bauantragstellung oder des Antrags auf Zustim-
mung oder der Bauanzeige jeweils geltenden Fassungen weiter anzu-
wenden sind, finden die Vorschriften dieses Gesetzes in der vor dem
[einsetzen: Tag des Inkrafttretens] geltenden Fassung weiter Anwen-
dung.”

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkiundung in Kraft.



Begriindung eines Gesetzes zur Anpassung des Bremischen Klimaschutz-
und Energiegesetzes an das Gebdudeenergiegesetz

1. Allgemeines

Zur Umsetzung des durch das Gebaudeenergiegesetz (GEG) gednderte
Gebdudeenergierecht des Bundes bedarf es neben der konkreten Rege-
lung des Vollzugs im Rahmen einer Verordnung auch der Anpassung von
Vollzugsregelungen im BremKEG.

2. Wesentlicher Inhalt

Mit dem GEG wurden auf Bundesebene die Energieeinsparverordnung
(EnEV) und das Erneuerbare-Energien-Warmegesetz (EEWarmeG) zu-
sammengefihrt. In Bremen war der Vollzug der beiden bisherigen Gesetze
bereits zusammengefuhrt worden. Die fir die Zusammenfithrung geschaf-
fenen landesgesetzlichen Regelungen koénnen entfallen. Die nach wie vor
fir den Vollzug des GEG notwendigen Regelungen im BremKEG miissen
redaktionell an das gedanderte Bundesrecht angepasst werden.

3. Kosten

Durch das Gesetz selbst entstehen weder den o6ffentlichen Haushalten
noch den Birger:innen zusatzliche Kosten. Die Kosten des Vollzugs des
GEG werden durch die bundesrechtlichen Vorgaben sowie die vom Senat
(unter Beteiligung der zustandigen Deputationen) teilweise auf der Grund-
lage dieses Gesetzes zu erlassende Verordnung bestimmt.

Durch die bundesrechtliche Pflicht zur Erstellung und Vorlage der Erful-
lungserklarung nach dem GEG entsteht ein zusatzlicher Aufwand bei den
Bauherr:innen und den Vollzugsbehoérden, der im Grundsatz nicht durch
die landesrechtlichen Durchfiihrungsvorschriften verursacht wird. Bisher
bestand nach dem bremischen Vollzugsrecht zur EnEV und zum EEWar-
meG eine Vorlagepflicht von Nachweisen bei der zustandigen Behorde auf
Verlangen. Andererseits kann aufgrund der neuen generellen Vorlage-
pilicht fiir Nachweise das bisher durchgefiihrte Stichprobenverfahren in
etwa funf Prozent der baurechtlichen Zulassungen entfallen. Zur Bearbei-
tung des im Saldo dennoch erh6hten Vollzugsaufwands ist voraussichtlich
die Bereitstellung einer zusatzlichen halben Stelle fiir eine Verwaltungs-
kraft (A 11/EG 11) erforderlich. Der tatsachliche Arbeitsaufwand wird al-
lerdings erst auf der Grundlage von Erfahrungen mit dem bundesrechtlich
vorgegebenen Vollzugsaufwand ermittelt werden kénnen.

Die Vorgaben fiir die Priifung von Nachweisen und Uberwachung der
Bauvorhaben durch Sachverstandige fiir energiesparendes Bauen und
Sachkundige und die dafiir vorzulegenden Nachweise, bleiben nach dem
Entwurf der Verordnung zur Durchfithrung des Gebaudeenergiegesetzes
(GEGV) weitgehend unverandert, sodass sich auch der hierfir erforderli-
che Aufwand nicht andert. Die Bestimmungen zu den mit dem Erfiullungs-
nachweis vorzulegenden Unterlagen wurden so gestaltet, dass diese nicht
uber die aus den von Baubeteiligten ohnehin verwendeten Berechnungs-
programmen zur Verfugung stehenden Unterlagen sowie die im bauauf-
sichtlichen Verfahren vorzulegenden Unterlagen hinausgehen und fir die
Vorlagepfilichtigen daher ohne relevanten zusatzlichen Aufwand verfug-
bar sind. Damit werden die mit den bundesrechtlichen Anderungen ver-
bundenen zusatzlichen Kosten fur die Nachweispflichtigen im bremischen
Vollzugssystem auf ein Mindestmal beschrankt.

4. Zu den einzelnen Vorschriften
4.1. Artikel 1, Anderung des Bremischen Klimaschutz- und Energiegesetzes
4.1.1. Nummer 1 (zu § 14)

Die Vorschriften uber den Vollzug des Gebaudeenergierechts werden an
die gedanderten bundesrechtlichen Rahmenbedingungen angepasst. Zum
einen sind redaktionelle Anderungen erforderlich (Buchstaben a), c¢) und
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4.1.2.

4.1.3.

4.1.4.

d)). Zum anderen sind aber auch inhaltliche Anpassungen erforderlich.
Nach Buchstabe b) wird der bisherige Absatz 1 gestrichen. Die Vorschrift
war die Grundlage fiur die Zusammenfiihrung des Vollzugs der EnEV
und des EEWarmeG. Durch Integration des EEWarmeG in das Gebau-
deenergiegesetz ist diese Bestimmungen entbehrlich. Mit dem Wortlaut
des Buchstaben e) wird klargestellt, dass der Senat in der von ihm zu
erlassenden Vollzugsverordnung auch die Inhalte und den Umfang der
von Sachverstandigen fur energiesparendes Bauen durchzufiihrenden
Priifungs- und Uberwachungsaufgaben regeln kann. Dies ergab sich be-
reits bisher aus dem Sachzusammenhang und der Senat war nach Absatz
2 (jetzt 1) berechtigt, die Verordnungsermachtigung zu diesen Inhalten
auf die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung
und Wohnungsbau zu tibertragen.

Nummer 2 (zu § 16)

In § 16 werden lediglich redaktionelle Anderungen vorgenommen. In
Buchstabe a) werden die Verweise auf die EnEV und das EEWarmeG
durch den Verweis auf die entsprechenden Vorschriften des GEG ersetzt.
Mit der Anderung in Buchstabe b) werden zukiinftig Bezugsfehler bei
dem Wechsel des Geschlechts in der Ressortbezeichnung in Satz 1 ver-
mieden.

Nummer 3 (zu § 17)

Durch die Anderungen des Bundesrechts sind ebenfalls Anpassungen
bei den Regelungen zu Ordnungswidrigkeiten erforderlich. Mit dem
Buchstaben a) wird eine neue Nummer 1 in § 17 Absatz 1 eingefigt, mit
der der Regelungsgehalt des fritheren § 8 Absatz 1 des Energieeinspa-
rungsgesetzes (EnEG) hinsichtlich der Vollzugsverordnung des Landes
aufgenommen wird. Das Energieeinsparungsgesetz war das Rahmenge-
setz fur die EnEV. Beide gesetzlichen Regelungen sind im Gebaudeener-
giegesetz aufgegangen. Die Vorschrift des § 8 Absatz 1 EnEG enthielt
eine Grundlage fiir die Regelung von Ordnungswidrigkeitentatbestan-
den bei Verstoen gegen das Verfahren nach den Vollzugsverordnungen
der Lander. Eine solche Vorschrift ist in das Gebaudeenergiegesetz je-
doch nicht ibernommen worden, sodass diese jetzt durch Landesrecht
geschaffen werden muss. Inhaltlich ist die Vorschrift des § 17 Nummer 1
dem friheren § 8 Absatz 1 des EnEG nachgebildet, sodass sich in der
Sache keine Anderungen ergeben.

Buchstabe b) enthalt Folgedanderungen, die sich durch die Einfuigung der
neuen Nummer 1. ergeben. Inhaltliche Anderungen sind damit nicht ver-
bunden.

Nummer 4 (zu § 18)

Mit den Buchstaben a) und b) wird die bisherige Ubergangsregelung um
einen Absatz 2 erweitert. Mit der zusatzlichen Regelung wird sicherge-
stellt, dass fiir die Gebaude, die nach § 111 GEG noch nach dem bisheri-
gen Recht (EnEV und EEWarmeG) zu behandeln sind, auch das bisher
geltende Vollzugsrecht weiterhin Anwendung findet.



Verordnung zur Durchfiihrung des Gebaudeenergiegesetzes

Aufgrund des § 94 des Gebdaudeenergiegesetzes vom 8. August 2020 (BGBL I
S. 1728), aufgrund des § 14 des Bremischen Klimaschutz- und Energiegesetzes
vom 24. Marz 2015 (Brem.GBl. S. 124 — 752d-1), das zuletzt durch das Gesetz
vom [einsetzen: Datum des Beschlusses des Gesetzes zur Anpassung des Bre-
mischen Klimaschutz- und Energiegesetzes an geanderte Vorschriften des Ge-
baudeenergierechts des Bundes durch die Burgerschaft] gedndert wurde
(BremGBIl. S [einsetzen: Fundstelle des vorbezeichneten Gesetzes]) sowie auf-
grund des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. I S. 602), das zu-
letzt durch Artikel 31 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. I S. 4607) ge-
andert worden ist, verordnet der Senat:

Inhaltsiibersicht
Abschnitt 1
Nachweispilichten, Priifung und Uberwachung der Bauausfiihrung

§ 1 Dokumentation uber die Einhaltung der Anforderungen nach dem Ge-
baudeenergiegesetz bei der Errichtung von Gebauden

§ 2 Vorlage und Inhalt der Erfullungserklarung

§ 3  Priifungen und Uberwachung der Bauausfiihrung durch Sachverstandige
fir energiesparendes Bauen

§ 4 Vorlage von Unterlagen, behordliche Zustandigkeiten zum Gebdude-
energiegesetz

Abschnitt 2
Sachkundige und Sachverstandige
§ 5 Sachkundige

§ 6 Voraussetzung der Anerkennung von Sachverstandigen fiir energiespa-
rendes Bauen

§ 7 Anerkennungsverfahren
§ 8 Prufungsausschuss
§ 9 Prufungsverfahren
§ 10 Grundpflichten der Sachverstandigen fur energiesparendes Bauen
§ 11 Erloschen, Widerruf und Ricknahme der Anerkennung
§ 12 Bezeichnungsfihrung
§ 13 Vergitung
Abschnitt 3

Ausnahmen, Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften
§ 14 Ausnahmen und Befreiungen
§ 15 Ordnungswidrigkeiten
§ 16 Ubergangsregelungen
§ 17 Inkrafttreten



Abschnitt 1
Nachweispilichten, Priifung und Uberwachung der Bauausfithrung
§1

Dokumentation tiber die Einhaltung der Anforderungen nach dem Gebau-
deenergiegesetz bei der Errichtung von Gebauden

(1) Vor der Errichtung von Gebauden, die in den Anwendungsbereich nach
§ 2 des Gebaudeenergiegesetzes fallen, hat die Bauherrin oder der Bau-
herr von einer Person, die nach § 88 des Gebaudeenergiegesetzes zur Aus-
stellung eines Energieausweises fur das zu errichtende Gebaude be-
rechtigt ist, eine Dokumentation daruber erstellen zu lassen, dass die An-
forderungen nach Teil 2, Abschnitt 1, 2 und 4 des Gebaudeenergiegesetzes
bei dem geplanten Gebaude erfiillt werden. Satz 1 ist nicht auf Gebaude
nach § 104 des Gebaudeenergiegesetzes anzuwenden.

(2) Bei der Erstellung der Dokumentation nach Absatz 1 sind die Vorgaben
des Gebaudeenergiegesetzes hinsichtlich der Berechnungsgrundlagen
und der Methodik einzuhalten. Die Dokumentation muss alle Angaben
enthalten, die fir eine Prifung und Uberwachung nach § 3 Absatz 1 und
3 erforderlich sind. In der Dokumentation ist die Person anzugeben, die
diese ausgestellt hat. Die Dokumentation ist von der ausstellenden Person
zu unterzeichnen. Sofern die Planung, die einer Dokumentation nach Ab-
satz 1 zu Grunde gelegen hat, gedandert oder das Gebaude abweichend
von der Dokumentation nach Absatz 1 errichtet wird und sich dadurch An-
derungen in Bezug auf die Anforderungen des Gebaudeenergiegesetzes
ergeben, ist die Dokumentation nach Absatz 1 anzupassen. Die Anpassung
der Dokumentation hat mindestens zu Baubeginn und mit Fertigstellung
des Gebdudes zu erfolgen, sofern bis zu diesen Zeitpunkten Anderungen
nach Satz 4 in der Planung oder Bauausfihrung vorgenommen wurden.
Nach Fertigstellung des Gebaudes ist der Dokumentation nach Absatz 1
eine Kopie des Energieausweises hinzuzufiigen.

§2
Vorlage und Inhalt der Erfillungserklarung

(1) Die Erfillungserklarung nach § 92 des Gebdaudeenergiegesetzes ist der
Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Woh-
nungsbau innerhalb von drei Monaten nach Fertigstellung

1. des Gebaudes,

2. der Anderung von Gebduden nach § 48 Satz 1 des Gebdudeenergie-
gesetzes, wenn unter Anwendung von § 50 Absatz 1 und 2 des Ge-
baudeenergiegesetzes fiir das gesamte Gebaude Berechnungen nach
§ 50 Absatz 3 des Gebaudeenergiegesetzes durchgefiihrt wurden
oder

3. des Ausbaus oder der Erweiterung nach § 51 des Gebdaudeenergiege-
setzes vorzulegen. Die Erfiullungserklarung sowie die nach Absatz 3
beizufiigenden Unterlagen sind grundsatzlich in elektronischer Form
im Portable Document Format (PDF) zu iibermitteln. Eine Ubermitt-
lung in Papierform ist zuléssig, soweit die elektronische Ubermittlung
fir die zur Vorlage verpflichtete Person eine unbillige Harte bedeuten
wirde. Die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau gibt auf ihrer Internetseite eine E-Mail-
Adresse fiir die Ubermittlung der Erfiillungserkldrung an.

(2) Soweit eine Priifung und Uberwachung nach § 3 zu erfolgen hat, ist die
Person zur Ausstellung der Erfullungserklarung berechtigt, die mit der
Priifung und Uberwachung nach § 3 beauftragt worden ist und die hierzu
erforderliche Berechtigung besitzt. Zur Ausstellung der Erfullungserkla-
rung nach § 92 Absatz 2 Satz 1 und 2 des Gebaudeenergiegesetzes sind

8-



Personen berechtigt, die nach § 88 des Gebaudeenergiegesetzes zur Aus-
stellung von Energieausweisen berechtigt sind.

Die Erfullungserkldarung ist nach den von der Senatorin fir Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitdat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau bekannt ge-
machten Mustern zu erstellen, sofern eine Bekanntmachung erfolgt ist,
und von der Ausstellerin oder dem Aussteller zu unterzeichnen. Die Erful-
lungserklarung ist der Bauherrin oder dem Bauherrn in schriftlicher Form
zuzuglich einer elektronischen Kopie der unterzeichneten Erkldarung im
Portable Document Format (PDF) zu tibergeben. Der Erfullungserklarung
sind

1. bei Erfullungserklarungen nach Absatz 1 Nummer 1 die Dokumenta-
tion nach § 1 Absatz 1, soweit diese fiir das Bauvorhaben zu erstellen
waren, und die, soweit erforderlich, nach § 1 Absatz 2 Satz 5 und 6 so
angepasst wurde, dass die Angaben sich auf das fertiggestellte Bau-
vorhaben beziehen,

2. bei Erfillungserklarungen nach Absatz 1 Nummer 2 eine Kopie der
nach § 50 des Gebaudeenergiegesetzes erstellten Berechnungen fur
das gesamte Gebdude,

3. bei Erfullungserklarungen nach Absatz 1 Nummer 3 eine Kopie der
zur Einhaltung der Anforderungen nach § 51 des Gebdaudeenergiege-
setzes erstellten Berechnungen fiir die hinzukommenden beheizten
oder gekiihlten Raume und in den Fallen des § 51 Absatz 2 des Ge-
baudeenergiegesetzes die Berechnung zum sommerlichen Warme-
schutz sowie

4. eine Kopie des Energieausweises, soweit dieser nach § 80 Absatz 1
Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 des Gebaudeenergiegesetzes auszustellen
ist, beizufiigen, soweit diese nicht bereits einer oder einem Sachver-
standigen fir energiesparendes Bauen im Rahmen der Prifung und
Uberwachung des jeweiligen Bauvorhabens nach § 3 vorgelegt wur-
den.

Die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau tiiberpriift die Vorlage von Erfiillungserklarungen auf der
Grundlage der bei den unteren Bauaufsichtsbehérden vorhandenen Infor-
mationen iiber die Errichtung und Anderung von Gebéuden.

§3
Priifungen und Uberwachung der Bauausfiihrung

Die Bauherrin oder der Bauherr hat, soweit eine Dokumentation nach § 1
Absatz 1 zu erstellen ist, vor Baubeginn eine Sachverstandige oder einen
Sachverstandigen fiir energiesparendes Bauen mit

1. der Prifung der fiir das jeweilige Vorhaben nach § 1 Absatz 1 zu er-
stellenden Dokumentation auf Plausibilitat,

2. der stichprobenartigen Uberwachung der Bauausfithrung im Hinblick
auf die Einhaltung der Anforderungen nach dem Gebaudeenergiege-
setz und

3. dem Abgleich des Energieausweises mit der Dokumentation nach § 1
Absatz 1 sowie mit den Ergebnissen der Priifungs- und Uberwach-
ungstatigkeiten nach den Nummern 1 und 2 zu beauftragen.

Die Bauherrin oder der Bauherr hat der oder dem Sachverstandigen fiir
energiesparendes Bauen

1. die fir das jeweilige Vorhaben nach § 1 Absatz 1 zu erstellende Do-
kumentation nach § 1 Absatz 1,

2. jeweils ein Exemplar des Lageplans nach § 7 der Bremischen Bauvor-
lagenverordnung und der Bauzeichnungen nach § 8 der Bremischen
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©)

)

Bauvorlagenverordnung, soweit diese fir die bauordnungsrechtliche
Zulassung erstellt werden miissen, vor Baubeginn und

3. auf deren oder dessen Verlangen
a) technische Deklarationen von Baustoffen und Bauteilen,

b) eine Bestatigung uiber die Durchfiihrung eines hydraulischen Ab-
gleichs von Rohrnetzen sowie eine Bestatigung tber die Luft-
dichtheitsmessung unter Angabe ihrer Ergebnisse von den Un-
ternehmen, die die Arbeiten ausgefiihrt haben, sofern der hyd-
raulische Abgleich und die Luftdichtheitsmessung fiir die Bestim-
mung des zuldssigen Primarenergiebedarfs relevant sind,

c) Belege tuiber die Gleichwertigkeit oder die detaillierte Berech-
nung des Einflusses von Warmebricken, soweit diese bei der Be-
stimmung des Primdrenergiebedarfs zu Grunde gelegt wurden,
zu ubergeben. Sofern die Dokumentation nach § 1 Absatz 1 ge-
andert wird, hat die Bauherrin oder der Bauherr der oder dem
Sachverstandigen fiir energiesparendes Bauen unverziglich die
jeweils aktuelle Fassung zu iibergeben und die jeweiligen Ande-
rungen mitzuteilen. Die oder der Sachverstandige beschrankt die
Priifung der Nachweise und die Uberwachung der Bauausfiih-
rung auf das zur Erfiillung der Aufgaben nach dieser Verordnung
und fur das jeweilige Vorhaben angemessene und erforderliche
MaB. Die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau kann die Inhalte und den Umfang
der Priifungs- und Uberwachungstétigkeiten durch Verordnung
ndher bestimmen. Die oder der Sachverstiandige gibt die nach
Satz 1 erhaltenen Unterlagen nach Beendigung des Auftrages
nach Absatz 1 an die Bauherrin oder den Bauherrn zurtick.

Bei Wohngebauden der Gebdudeklassen 1 und 2 nach § 2 Absatz 3 der
Bremischen Landesbauordnung kann die Bauherrin oder der Bauherr ab-
weichend von Absatz 1 eine Sachkundige oder einen Sachkundigen nach
§ 5 mit den Aufgaben nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 beauftragen. Ab-
satz 2 sowie die Abséatze 4 bis 6 gelten entsprechend.

Die Uberwachung der Bauausfiihrung erfolgt durch Stichproben. Die Zeit-
punkte fiir die Stichproben sind so zu wéahlen, dass die Vereinbarkeit der
baulichen Anlagen und deren energietechnischen Ausriistungen mit den
Anforderungen nach dem Gebaudeenergiegesetz beurteilt werden kann.
Die Bauherrin oder der Bauherr hat der oder dem Sachverstandigen fur
energiesparendes Bauen jederzeit die Durchfuhrung von Stichproben zu
ermoglichen und ihr oder ihm nach ihren oder seinen Vorgaben den Be-
ginn und das Ende bestimmter Bauarbeiten anzuzeigen.

Stellt die oder der Sachverstandige

1. keine erheblichen Fehler in der Dokumentation nach § 1 Absatz 1 und
dem Energieausweis,

2. keine erheblichen Abweichungen der baulichen Anlagen und deren
energietechnischen Ausrustungen von der Dokumentation nach § 1
Absatz 1 und

3. keine erheblichen Abweichungen von den weiteren Anforderungen
nach dem Gebaudeenergiegesetz fest, stellt sie oder er die Erfullungs-
erklarung nach § 2 aus und ubergibt diese der Bauherrin oder dem
Bauherrn in schriftlicher Form und als elektronische Kopie im PDF.
Fehler oder Abweichungen nach Satz 1 sind erheblich, wenn unter
Berticksichtigung aller Fehler die Einhaltung der Anforderungen nach
dem Gebdaudeenergiegesetz an das Gebaude nicht moglich ist oder
dies aufgrund der Verletzung von Verfahrenspflichten durch die Bau-
herrin oder den Bauherrn nicht beurteilt werden kann. Die Priufung
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und Uberwachung der Bauausfiihrung ist abgeschlossen, sobald die
Bauherrin oder der Bauherr die Erfilllungserklarung erhalten hat.

Stellt die oder der Sachverstdndige bei den Priifungen und der Uberwa-
chung der Bauausfiihrung nach Absatz 1 erhebliche Fehler oder erhebli-
che Abweichungen nach Absatz 5 Satz 1 fest, teilt sie oder er diese der
Bauherrin oder dem Bauherrn unverzuglich nach ihrer Feststellung schrift-
lich mit. Die oder der Sachverstandige empfiehlt der Bauherrin oder dem
Bauherrn eine Uberarbeitung oder Ergdnzung der Nachweise nach § 1 Ab-
satz 1 oder 2 oder, soweit dies nicht ausreichend ist, die Durchfithrung von
gegebenenfalls notwendigen MafBnahmen am Gebaude oder seinen ener-
gietechnischen Einrichtungen und setzt hierzu eine angemessene Frist.
Die oder der Sachverstdndige iiberzeugt sich von den Anderungen der
Nachweise und vor Ort von den durchgefiihrten baulichen MaBnahmen.
Fihrt die Bauherrin oder der Bauherr die von der oder dem Sachverstan-
digen empfohlenen Anderungen der Nachweise oder baulichen MaBnah-
men nicht oder nicht vollstdandig innerhalb der gesetzten Frist durch, in-
formiert die oder der Sachverstandige hiertiber die Senatorin fiir Klima-
schutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau.

Die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau kann bei Bauvorhaben, bei denen

1. das Verfahren nach Absatz 3 gewdahlt wurde oder

2. eine Erfullungserklarung nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 und 3 vorzule-
gen ist, die Richtigkeit der Dokumentation nach § 1 Absatz 1, soweit
diese zu erstellen waren, sowie die Ausfithrung der baulichen Anla-
gen und deren energietechnische Ausriistungen entsprechend der
Anforderungen nach dem Gebdaudeenergiegesetz in Stichproben auf
der Grundlage der Erfiillungserkldarung und den bei den unteren Bau-
aufsichtsbehoérden vorhandenen Informationen tuber die Errichtung
und Anderung von Gebéauden iiberpriifen. Mit der Durchfiihrung der
Priifungs- und Uberwachungsaufgaben bei den Stichproben kann die
Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau eine Sachverstandige oder einen Sachverstandigen fir
energiesparendes Bauen beauftragen und anordnen, dass die Stich-
probe unter entsprechender Anwendung der Absatze 2 und 4 bis 6
durchgefuhrt wird.

§4

Vorlage von Unterlagen, behordliche Zustandigkeiten zum Gebaudeenergie-

(D

gesetz

Die Eigentumerin oder der Eigentiimer hat der Senatorin fur Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau die Dokumenta-
tion nach § 1 Absatz 1 innerhalb eines auf die Ausstellung des jeweiligen
Dokuments folgenden Zeitraums von funf Jahren auf Verlangen vorzule-
gen, soweit diese nicht bereits nach § 2 bei der Behorde vorgelegt wurden.
Wird das Gebdaude verdauBert, sind die in Satz 1 genannten Unterlagen der
Erwerberin oder dem Erwerber zu uUbergeben, soweit die Vorlagepflicht
nach Satz 1 besteht. Soweit eine Bauherrin oder ein Bauherr Unterlagen
nach Satz 1 erhdlt und nach Abschluss des Bauvorhabens nicht Eigentu-
merin oder Eigentumer ist oder wird, hat sie oder er die Unterlagen nach
Satz 1 der Eigentiimerin oder dem Eigentimer bei Abschluss des Bauvor-
habens zu tbergeben.

Die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau ist zustandige Behorde fur den Vollzug des Gebaudeener-
giegesetzes, soweit nicht in dieser Verordnung oder dem Gebaudeener-
giegesetz andere Stellen benannt sind.
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Das Deutsche Institut fiir Bautechnik ist Registrierstelle nach § 98 des Ge-
baudeenergiegesetzes und Kontrollstelle fiir die Uberpriifung von Stich-
proben auf der Grundlage der in § 99 Absatz 4 Nummer 1 und 2 des Ge-
baudeenergiegesetzes geregelten Optionen oder gleichwertiger MaBnah-
men, soweit diese Aufgaben elektronisch durchgefiihrt werden koénnen.

Abschnitt 2
Sachkundige und Sachverstindige
§5
Sachkundige

Als Sachkundige oder Sachkundiger fur die Aufgaben nach dieser Verord-
nung kann nur tatig werden, wer

1. fir das zu errichtende Gebaude

a) nach § 65 Absatz 2 Nummer 1, 2 oder 4 der bremischen Landes-
bauordnung bauvorlageberechtigt ist,

b) nach § 65 Absatz 3 der bremischen Landesbauordnung bauvorla-
geberechtigt und nach § 88 des Gebaudeenergiegesetzes zur
Ausstellung eines Energieausweises berechtigt ist oder

2. aufgrund des Bremischen Ingenieurgesetzes als Angehorige oder An-
gehoriger der Fachrichtung Versorgungstechnik die Berufsbezeich-
nung ,Ingenieur” oder ,Ingenieurin” fithren darf.

Sachkundige nach Absatz 1 konnen bei der Austibung ihrer Tatigkeit wei-
tere fachlich qualifizierte Personen heranziehen.

§6

Voraussetzungen der Anerkennung von Sachverstandigen fur energiesparen-

(M

des Bauen

Als Sachverstandige oder Sachverstandiger fur energiesparendes Bauen
konnen nur solche Personen anerkannt werden, die

1. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss in

a) den Fachrichtungen Architektur, Hochbau, Bauingenieurwesen,
Technische Gebaudeausrustung, Bauphysik, Maschinenbau oder
Elektrotechnik oder

b) einer anderen technischen oder naturwissenschaftlichen Fach-
richtung mit einem Ausbildungsschwerpunkt auf einem der unter
Buchstabe a) genannten Gebiete erworben haben,

2. die fur eine Sachverstandige oder einen Sachverstandigen fur ener-
giesparendes Bauen erforderlichen Fachkenntnisse und Erfahrungen
besitzen,

3. uber die erforderlichen Kenntnisse tiber das Gebaudeenergiegesetz,
das einschlagige technische Regelwerk sowie die Vollzugsregelungen
nach dieser Verordnung verfiigen,

4. uber eine Berufserfahrung von mindestens fiinf Jahren im Bereich des
energiesparenden Bauens verfuigen und dabei durch ihre beruflichen
Leistungen tuberdurchschnittliche Fahigkeiten im Bereich des ener-
giesparenden Bauens einschlieBlich der Nutzung erneuerbarer Ener-
gien bewiesen haben,

5. nachihrer Personlichkeit Gewdahr daftr bieten, dass sie ihre Aufgaben
ordnungsgemal im Sinne des § 10 erfullen,

6. die deutsche Sprache in Wort und Schrift beherrschen und

7. die Fahigkeit besitzen, 6ffentliche Amter zu bekleiden.
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Personen, die in einem anderen Bundesland der Bundesrepublik Deutsch-
land oder einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens tiber den europaischen Wirt-
schaftsraum niedergelassen sind, sind berechtigt, als Sachverstandige fur
energiesparendes Bauen Aufgaben nach dieser Verordnung wahrzuneh-
men, wenn sie

1. hinsichtlich des Tatigkeitsbereiches eine vergleichbare Berechtigung
besitzen,

2. dafir hinsichtlich der Anerkennungsvoraussetzungen und des Nach-
weises von Kenntnissen vergleichbare Anforderungen erfiillen muss-
ten und

3. die deutsche Sprache in Wort und Schrift beherrschen.

Personen nach Absatz 2 haben das erstmalige Tatigwerden vorher der In-
genieurkammer der Freien Hansestadt Bremen anzuzeigen und dabei

1. eine Bescheinigung daruber, dass sie in einem Bundesland der Bun-
desrepublik Deutschland oder einem Mitgliedstaat der Europdischen
Union oder einem nach dem Recht der Europaischen Gemeinschaften
gleichgestellten Staat zur Wahrnehmung von Aufgaben im Sinne die-
ser Verordnung berechtigt sind und

2. einen Nachweis dariiber, dass sie die Voraussetzungen des Absatzes
2 Nummer 2 erfiillen, vorzulegen. Das Verfahren kann tiber die ein-
heitliche Stelle im Sinne des § 71a des Bremischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes abgewickelt werden. Die Ingenieurkammer der Frei-
en Hansestadt Bremen soll das Tatigwerden untersagen, wenn die
Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfillt sind; sie hat auf Antrag
zu bestatigen, dass die Anzeige nach Satz 1 erfolgt ist.

§7
Anerkennungsverfahren

Die Anerkennung als Sachverstandige oder Sachverstandiger fiir energie-
sparendes Bauen wird auf Antrag von der Ingenieurkammer der Freien
Hansestadt Bremen erteilt.

Dem Antrag nach Absatz 1 sind die fiir die Anerkennung erforderlichen
Nachweise beizugeben, insbesondere

1. ein Lebenslauf mit liickenloser Angabe des fachlichen Werdegangs
bis zum Zeitpunkt der Antragstellung,

2. je eine Kopie der Abschluss- und Beschéaftigungszeugnisse,

3. der Nachweis liber den Antrag auf Erteilung eines Fliihrungszeugnis-
ses zur Vorlage bei einer Behorde (Belegart O oder P) oder ein gleich-
wertiges Dokument eines Mitgliedstaates der Europdischen Union,
der nicht alter als drei Monate sein soll,

4. eine Auflistung der von der Antragstellerin oder dem Antragsteller
absolvierten Ausbildungsschwerpunkte oder FortbildungsmaBnah-
men sowie Kopien von Belegen tiber die erfolgreiche Teilnahme,

5. Arbeitszeugnisse, Referenzschreiben oder andere Belege tber die bis-
herige Tatigkeit der Antragstellerin oder des Antragstellers,

6. eine tabellarische Ubersicht {iber die von der Antragstellerin oder dem
Antragsteller in den finf Jahren oder einem ldngeren Zeitraum vor
der Antragstellung bearbeiteten Gebdude mit Anforderungen an die
Einsparung von Energie oder die Nutzung erneuerbarer Energien mit
Angabe der Art der Gebaude, der Gebaudeklasse nach § 2 Absatz 3
der Bremischen Landesbauordnung, der Lage, der von der Antragstel-
lerin oder dem Antragsteller ausgefiihrten Tatigkeiten, des Zeitraums
der Bearbeitung sowie etwaiger Besonderheiten bei den Maflnahmen
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zur Einsparung von Energie und zur Nutzung Erneuerbarer Energien
und

7. von der Antragstellerin oder dem Antragsteller erstellte Berechnun-
gen und Planunterlagen zum Nachweis der Erfullung der Anforderun-
gen nach der Energieeinsparverordnung oder dem Gebaudeenergie-
gesetz oder weitergehender energetischer Standards zu mindestens
drei Gebauden aus der Liste nach Nummer 6, die iiberwiegend Wohn-
gebaude der Gebaudeklasse 3 und hoher nach § 2 Absatz 3 der Bre-
mischen Landesbauordnung oder Nichtwohngebadude sein mussen.

Die Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen kann, soweit erfor-
derlich, weitere Unterlagen anfordern. Das Vorliegen der Anerkennungs-
voraussetzungen nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 ist durch die Beschei-
nigung des Priifungsausschusses nach § 9 Absatz 1 Satz 2 nachzuweisen.

Die Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen bestatigt unverzig-
lich den Eingang der Unterlagen und teilt gegebenenfalls mit, welche Un-
terlagen fehlen. Die Eingangsbestatigung muss folgende Angaben ent-
halten:

1. Die in Satz 3 genannte Frist mit der Mitteilung, dass diese bei der
Nachforderung von Unterlagen erst beginnt, wenn die Unterlagen
vollstandig sind,

2. die verfugbaren Rechtsbehelfe und

3. die Erklarung, dass der Antrag als genehmigt gilt, wenn tiber ihn nicht
rechtzeitig entschieden wird.

Uber den Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Vorlage der voll-
standigen Unterlagen zu entscheiden; die Frist kann gegeniiber der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller einmal um bis zu zwei Monate ver-
langert werden. Die Fristverlangerung und deren Ende sind ausreichend
zu begriinden und der Antragstellerin oder dem Antragsteller vor Ablauf
der urspriinglichen Frist mitzuteilen. Der Antrag gilt als genehmigt, wenn
uber ihn nicht innerhalb der nach Satz 3 maBgeblichen Frist entschieden
worden ist. Das Verfahren kann tiber die einheitliche Stelle im Sinne des
§ 71a Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz abgewickelt werden.

Die Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen fiihrt iiber die staat-
lich anerkannten Sachverstandigen fiir energiesparendes Bauen und die
Personen, die nach einer Anzeige nach § 6 Absatz 3 berechtigt sind, als
Sachverstandige fiir energiesparendes Bauen téatig zu sein, eine Liste, die
in geeigneter Weise bekannt zu machen ist.

§8
Prifungsausschuss

Bei der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen wird ein Pri-
fungsausschuss gebildet.

Der Priifungsausschuss besteht aus fiinf Mitgliedern. Die Architektenkam-
mer der Freien Hansestadt Bremen und die Ingenieurkammer der Freien
Hansestadt Bremen berufen jeweils ein Mitglied. Die tibrigen Mitglieder,
von denen eines der Wohnungswirtschaft und eines der Wissenschaft zu-
gehorig sein soll, werden von der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mo-
bilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau berufen. Fir die Mitglieder
kann von den berufenden Institutionen, soweit erforderlich, ein stellvertre-
tendes Mitglied fur den Verhinderungsfall benannt werden. Die Berufung
erfolgt fur finf Jahre; Wiederberufungen sind zulassig. Die berufenden In-
stitutionen koénnen die von ihnen berufenen Mitglieder aus wichtigem
Grund abberufen; der Abschluss eines eingeleiteten Prufungsverfahrens
bleibt unberihrt, sofern die abberufende Institution dies unter Bezug-
nahme auf die Abberufungsgrinde nicht ausschlief3t.
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Die Mitglieder des Prifungsausschusses sind ehrenamtlich tatig, an Wei-
sungen nicht gebunden und zur Unparteilichkeit und Verschwiegenheit
verpflichtet. Sie haben Anspruch auf eine angemessene Aufwandsent-
schadigung sowie auf Ersatz der notwendigen Auslagen.

Die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau bestimmt aus der Mitte des Prufungsausschusses ein vorsit-
zendes und ein stellvertretendes Mitglied. Der Prifungsausschuss gibt sich
eine Geschéaftsordnung.

§9
Prufungsverfahren

Die Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen leitet die Antragsun-
terlagen nach § 7 Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 7 dem Prufungsaus-
schuss zu. Der Prufungsausschuss bescheinigt gegentber der Ingenieur-
kammer der Freien Hansestadt Bremen das Vorliegen der Anerkennungs-
voraussetzungen nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bis 4. Die Entscheidung ist
zu begrunden.

Das Pruifungsverfahren besteht aus
1. der Bewertung der schriftlichen Antragsunterlagen und
2. der mindlichen Prifung.

Die Bewertung der schriftlichen Antragsunterlagen dient der Vorbereitung
der Feststellung tber die Erfiillung der Anerkennungsvoraussetzungen
nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4 in der miindlichen Priifung sowie der
Entscheidung tiber die Zulassung zur mundlichen Prifung. Die antragstel-
lende Person wird nicht zur miindlichen Priifung zugelassen, wenn bereits
auf der Grundlage der Bewertung der schriftlichen Antragsunterlagen
festgestellt wird, dass die antragstellende Person die Voraussetzungen
nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 oder 4 nicht erfiillt. Der oder die Vorsitzende
des Prifungsausschusses bestimmt fiir jeden Antrag ein Ausschussmit-
glied als Berichterstatterin oder Berichterstatter. Diese oder dieser gibt ge-
gentuber der oder dem Ausschussvorsitzenden eine schriftliche Bewertung
der Antragsunterlagen im Hinblick auf die Erfiilllung der Anerkennungs-
voraussetzungen nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4 ab. Die oder der Aus-
schussvorsitzende legt dem Prifungsausschuss die Antragsunterlagen, die
Darlegungen der Berichterstatterin oder des Berichterstatters sowie einen
Beschlussvorschlag zur Entscheidung iiber die Zulassung der antragstel-
lenden Person zur miindlichen Priifung vor. Der Beschluss kann im schrift-
lichen Verfahren erfolgen sofern der Beschlussvorschlag nach Satz 5 ein-
stimmig angenommen wird. Wird nicht im schriftlichen Verfahren ent-
schieden, ist iber den Beschluss eine Niederschrift in entsprechender An-
wendung von Absatz 8 zu erstellen. Wird die antragstellende Person nicht
zur mundlichen Prufung zugelassen, ist das Prufungsverfahren mit dem
Ergebnis nach Absatz 7 Nummer 2 beendet. Der Beschluss uiber die Zulas-
sung zur mundlichen Prifung soll innerhalb von zwei Monaten nach Vor-
lage der vollstandigen Antragsunterlagen nach § 7 Absatz 2 Nummer 1 bis
6 bei der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen erfolgen.

Die miundliche Prifung wird vom Priufungsausschuss abgenommen und
soll spatestens zwei Monate nach der Entscheidung tiber die Zulassung zur
mundlichen Prufung stattfinden. Die oder der Vorsitzende des Prufungs-
ausschusses ladt die antragstellende Person schriftlich zur Prifung ein. Die
Zeit zwischen der Aufgabe der Ladung zur Post und dem Tag der Prifung
soll einen Monat nicht unterschreiten.

Die muindliche Prufung dient der Feststellung, ob die antragstellende Per-
son die Anerkennungsvoraussetzungen nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bis 4
erfiillt sowie der Uberpriifung des Umfangs der von der antragstellenden
Person ausgefiihrten Tatigkeiten bei Gebauden, die in der Aufstellung
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nach § 7 Absatz 2 Nummer 6 genannt sind. Sie beginnt mit einem Vortrag
der antragstellenden Person tiber

1. deren fachlichen Werdegang,

2. die Besonderheiten der MaBinahmen zur Einsparung von Energie und
Nutzung von erneuerbaren Energien bei drei von der Antragstellerin
oder dem Antragsteller ausgewdhlten Gebauden, die in der Aufstel-
lung nach § 7 Absatz 2 Nummer 6 genannt sind sowie

3. den Umfang der eigenen Tatigkeiten bei den Gebdauden nach Num-
mer 2.

Der Vortrag soll eine Dauer von etwa 30 Minuten haben. Im Anschluss hat
die antragstellende Person ihre Kenntnisse in einer Befragung durch den
Prifungsausschuss nachzuweisen. Die Dauer der Priifung soll einschlie3-
lich des Vortrags 120 Minuten nicht iiberschreiten.

Die miindliche Prifung kann insbesondere die folgenden Gebiete der Nut-
zung und Einsparung von Energie in Gebduden zum Gegenstand haben:

1. Uberpriifung der Kenntnisse tiber die MaBnahmen zur Energieeinspa-
rung und zur Nutzung erneuerbarer Energien bei Gebauden aus der
Auflistung nach § 7 Absatz 2 Nummer 6,

sommerlicher Warmeschutz,

2. thermischen Hiille,

3. Primdarenergiebedarf,
4. Warmebricken,

5. Gebaudetechnik,

6. Gebaudeausrichtung,
7.

8.

Gebdaudeenergiegesetz einschliefllich des einschlagigen technischen
Regelwerkes und

9. Vollzug des Gebaudeenergiegesetzes im Land Bremen.

Das Ergebnis des Prifungsverfahrens wird vom Prifungsausschuss unmit-
telbar im Anschluss an die mundliche Prifung festgestellt. Das Ergebnis
der Prufung lautet

1. ,Die Voraussetzungen zur Anerkennung als Sachverstandige oder
Sachverstandiger fur energiesparendes Bauen nach § 6 Absatz 1
Nummer 2 bis 4 werden erfullt.” oder

2. ,Die Voraussetzungen zur Anerkennung als Sachverstandige oder
Sachverstandiger fir energiesparendes Bauen nach § 6 Absatz 1
Nummer 2 bis 4 werden nicht erfiillt.”

Das Ergebnis wird der antragstellenden Person unverziglich mitgeteilt.
Die antragstellende Person kann verlangen, dass ihr der Prufungsaus-
schuss die Grunde fir die vorgenommene Bewertung unmittelbar im An-
schluss an die Er6ffnung des Ergebnisses mundlich darlegt. Die oder der
Vorsitzende teilt das Ergebnis des Prifungsverfahrens der Ingenieurkam-
mer der Freien Hansestadt Bremen mit und legt dabei die Grinde fiir die
Entscheidung dar sofern die Priifung das Ergebnis nach Satz 2 Nummer 2
hat.

Uber den Verlauf der miindlichen Priifung und der Entscheidung iiber das
Ergebnis des Prifungsverfahrens wird eine Niederschrift angefertigt, die
von der oder dem Vorsitzenden des Prifungsausschusses zu unterschrei-
ben ist. Die Niederschrift muss

1. die Besetzung des Prifungsausschusses,

2. die Namen der Antragstellerin oder des Antragstellers,
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3. Beginn und Ende der muindlichen Prifung,

4. Besonderheiten des Prufungsablaufs,

5. die Gegenstande der mindlichen Prifung und

6. die Entscheidungen des Prifungsausschusses tiber das Ergebnis des
Prufungsverfahrens

enthalten.

Antragstellende Personen, die die Prifung nach Absatz 2 nicht bestanden
haben, konnen sie insgesamt zwei Mal wiederholen. Die Prifung ist im
gesamten Umfang zu wiederholen. Soweit die Prifung oder Teile der Pru-
fung im Rahmen eines Widerspruchsverfahrens erneut oder erstmalig
durchzufthren sind, gilt dies nicht als Wiederholung der Prifung.

§ 10
Grundpflichten der Sachverstandigen fir energiesparendes Bauen

Sachverstandige fur energiesparendes Bauen haben ihre Tatigkeit unpar-
teiisch, gewissenhaft und gemal den Vorschriften des Gebaudeenergiege-
setzes auszulben; sie mussen sich dartiber und tiber die Entwicklungen im
Bereich des energiesparenden Bauens stets auf dem Laufenden halten und
uber die fir ihre Aufgabenerfiillung erforderlichen Gerate und Hilfsmittel
verfiigen. Sie sind an Weisungen der Auftraggeberinnen und Auftragge-
ber nicht gebunden und miissen im Rahmen der ihnen tbertragenen Auf-
gaben fachlich unabhéangig und eigenverantwortlich tatig werden. Unab-
héngig tatig werden Personen, wenn sie bei Austibung ihrer beruflichen
Tatigkeit weder eigene Produktions-, Handels- oder Lieferinteressen ha-
ben noch fremde Interessen dieser Art vertreten, die unmittelbar oder mit-
telbar im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Téatigkeit stehen. Eigen-
verantwortlich tatig werden Personen,

1. die ihre berufliche Tatigkeit als einzige Inhaberin oder einziger Inha-
ber eines Biiros selbststandig und auf eigene Rechnung und Verant-
wortung austben,

2. die

a) sich mit anderen Sachverstindigen, Prifingenieurinnen oder
Prifingenieuren, Prifsachverstandigen oder anderen freiberuf-
lich tatigen Personen zusammengeschlossen haben und

b) innerhalb dieses Zusammenschlusses Mitglied des Vorstands,
Geschaftsfiihrerin oder Geschaftsfiihrer oder persénlich haftende
Gesellschafterin oder personlich haftender Gesellschafter mit ei-
ner rechtlich gesicherten leitenden Stellung sind und

c) kraft Satzung, Statut, oder Gesellschaftsvertrag dieses Zusam-
menschlusses ihre Aufgaben als Sachverstandige oder Sachver-
standiger fiir energiesparendes Bauen selbststandig auf eigene
Rechnung und Verantwortung und frei von Weisungen austiben
koénnen,

3. die als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer in einem Biiro nach Num-
mer 1 oder einem Zusammenschluss nach Nummer 2 tatig sind und in
deren Dienstvertrag festgelegt ist, dass sie ihre Aufgaben als Sachver-
standige oder Sachverstandiger fiir energiesparendes Bauen frei von
fachlichen Weisungen ausiiben kénnen oder

4. die als Hochschullehrerin oder Hochschullehrer im Rahmen einer Ne-
bentatigkeit in selbststdandiger Beratung tatig sind.

Sachverstdandige fiir energiesparendes Bauen dirfen sich der Mithilfe von
befdahigten und zuverldssigen Dritten nur in einem solchen Umfang bedie-
nen, wie sie deren Tatigkeit voll iberwachen konnen.
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Sachverstandige fur energiesparendes Bauen miussen mit einer Haftungs-
summe von mindestens je einer Million Euro fiir Personen- sowie fiir Sach-
und Vermogensschdden je Schadensfall, die mindestens zweimal im Ver-
sicherungsjahr zur Verfuigung stehen muss, haftpflichtversichert sein. Die
Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen tiberwacht das Bestehen
eines ausreichenden Versicherungsschutzes. Der Kammer ist nachzuwei-
sen, dass der Versicherer im Versicherungsvertrag verpflichtet ist, die In-
genieurkammer Uber den Beginn und die Beendigung oder Kiindigung
des Versicherungsvertrages sowie jede den vorgeschriebenen Versiche-
rungsschutz in Ansehung Dritter beeintrachtigende Anderung des Versi-
cherungsvertrages unverziiglich zu benachrichtigen. Die Ingenieurkam-
mer ist zustandige Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versicherungs-
vertragsgesetzes.

Sachverstandige fiir energiesparendes Bauen diirfen nicht tatig werden,
wenn sie, ihre Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter oder Angehorige des Zu-
sammenschlusses nach Absatz 1 Nummer 2 insbesondere als Entwurfsver-
fasserin oder Entwurfsverfasser, Nachweiserstellerin oder Nachweiser-
steller, Bauleiterin oder Bauleiter oder Unternehmerin oder Unternehmer
bereits mit dem Gegenstand der Priifung oder der Bescheinigung befasst
waren oder ein sonstiger Befangenheitsgrund vorliegt.

Fir Personen, die nach § 6 Absatz 2 berechtigt sind, als Sachverstandige
fir energiesparendes Bauen Aufgaben nach dieser Verordnung wahrzu-
nehmen, gelten die Abséatze 1 bis 4 entsprechend.

§ 11
Erloschen, Widerruf und Ricknahme der Anerkennung
Die Anerkennung erlischt

1. durch schriftlichen Verzicht gegeniiber der Ingenieurkammer der
Freien Hansestadt Bremen,

2.  mit Vollendung des 68. Lebensjahres,
3. durch Verlust der Fahigkeit, 6ffentliche Amter zu bekleiden oder

4. durch Wegfall des erforderlichen Versicherungsschutzes nach § 10
Absatz 3.

Unbeschadet des § 49 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
kann die Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen die Anerken-
nung widerrufen, wenn Sachverstandige fiir energiesparendes Bauen

1. infolge geistiger oder korperlicher Gebrechen nicht mehr in der Lage
sind, ihre Tatigkeit ordnungsgemal auszutiben,

2. gegen die ihnen obliegenden Pflichten schwerwiegend, wiederholt
oder mindestens grob fahrlassig verstoBen haben oder

3. ihre Tatigkeit in einem Umfang ausiiben, die eine ordnungsgemaBe
Erfillung ihrer Pflichten nicht erwarten lasst.

§ 48 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unbertihrt.

Die Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen kann in Abstanden
von mindestens fiinf Jahren nachprifen, ob die Anerkennungsvorausset-
zungen noch vorliegen.

Bei Personen, die nach § 6 Absatz 2 berechtigt sind, als Sachverstandige
fir energiesparendes Bauen Aufgaben nach dieser Verordnung wahrzu-
nehmen, hat die Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen die wei-
tere Wahrnehmung von Aufgaben nach dieser Verordnung zu untersagen,
wenn

1. einer der Griinde fiir das Erloschen der Anerkennung nach Absatz 1
eintritt,
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2. nachtraglich bekannt wird, dass die Voraussetzungen nach § 6 Absatz
2 Satz 1 nicht vorgelegen haben oder weggefallen sind.

Die Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen kann solchen Perso-
nen die weitere Wahrnehmung von Aufgaben nach dieser Verordnung in
den Fallen untersagen, in denen auch ein Widerruf der Anerkennung als
Sachverstandige oder Sachverstandiger nach Absatz 2 oder § 49 des Bre-
mischen Verwaltungsverfahrensgesetzes erfolgen kénnte. Absatz 4 gilt fur
diese Personen entsprechend.

§ 12
Bezeichnungsfithrung

Die Bezeichnung ,staatlich anerkannte Sachverstandige fiir energiesparendes
Bauen" oder ,staatlich anerkannter Sachverstandiger fur energiesparendes
Bauen"” darf nur fiihren, wer aufgrund dieser Verordnung anerkannt ist oder
nach § 6 Absatz 2 berechtigt ist, als Sachverstandige oder Sachverstandiger fur
energiesparendes Bauen Aufgaben nach dieser Verordnung wahrzunehmen.

§ 13
Vergutung

Die Sachverstandigen fur energiesparendes Bauen erhalten fir ihre Tatigkeit
ein Honorar und Ersatz der notwendigen Auslagen. Das Honorar wird nach
dem Zeitaufwand abgerechnet. Hierbei ist die Zeit anzusetzen, die iiblicher-
weise von einer entsprechend ausgebildeten Fachkraft benoétigt wird. Fir jede
Arbeitsstunde ist ein Betrag von 1,70 Prozent des Monatsgehalts einer Landes-
beamtin oder eines Landesbeamten in der Endstufe der Besoldungsgruppe
A 15 zu berechnen. Der Betrag ist auf volle Euro aufzurunden. In dem Stunden-
satz ist die Umsatzsteuer enthalten.

Abschnitt 3
Beireiungen, Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriiten
§ 14
Befreiungen

Uber einen Antrag auf Erteilung einer Befreiung nach § 102 des Gebaudeener-
giegesetzes entscheidet die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau. Der Antrag ist zu begriinden. Sofern im
Zusammenhang mit der Befreiung eine Pflicht zur Erstellung einer Dokumen-
tation nach § 1 Absatz 1 besteht, ist dem Antrag neben der Begriindung in den
Fallen nach § 3 Absatz 1 eine Bescheinigung einer oder eines Sachverstandi-
gen fir energiesparendes Bauen und in den Féallen nach § 3 Absatz 3 eine Be-
scheinigung einer oder eines Sachkundigen, welche das Vorliegen der Befrei-
ungsgrinde bestéatigt, beizufiigen. Die Bescheinigung ist nicht erforderlich, so-
weit die Befreiungsgriinde nicht rechtlicher, technischer oder wirtschaftlicher
Art sind. Die beantragte Befreiung gilt als erteilt, sofern eine Bescheinigung
nach Satz 3 vorgelegt wird und die zustandige Behorde nicht innerhalb von
zwei Wochen nach Vorlage des begriindeten Antrags einschlieBlich aller erfor-
derlichen Unterlagen erklart, dass eine weitergehende behoérdliche Priifung
des Antrags erfolgen soll.

§15
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 17 Absatz 1 Nummer 1 des Bremischen
Klimaschutz- und Energiegesetzes handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 1 Absatz 1 die erforderliche Dokumentation nicht vor der
Errichtung von Gebauden erstellen lasst,
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2. eine Dokumentation nach § 1 Absatz 1 erstellt und darin unrichtige
Angaben macht, um damit vorzutauschen, dass Anforderungen nach
dem Gebaudeenergiegesetz eingehalten werden,

3. entgegen § 3 Absatz 1 keine Sachverstandige oder keinen Sachver-
standigen fur energiesparendes Bauen oder entgegen § 3 Absatz 3
keine Sachkundige oder keinen Sachkundigen beauftragt,

4. als Sachkundige oder Sachkundiger nach dieser Verordnung tatig
wird, ohne hierzu nach § 5 Absatz 1 berechtigt zu sein,

5. entgegen § 2 eine Erfullungserklarung und die jeweils beizufiigenden
Unterlagen nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollstandig bei der zu-
standigen Behorde vorlegt,

6. entgegen § 2 Absatz 2 oder 3 eine Erfullungserkldarung fur ein Bau-
vorhaben ausstellt, ohne hierzu berechtigt zu sein,

7. eine Erfullungserklarung nach § 92 des Gebaudeenergiegesetzes aus-
stellt und darin unrichtige Angaben macht, um damit vorzutauschen,
dass Anforderungen nach dem Gebdudeenergiegesetz eingehalten
werden.

Ordnungswidrig im Sinne von § 17 Absatz 1 Nummer 3 des Bremischen
Klimaschutz- und Energiegesetzes handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. als Sachverstandige oder Sachverstandiger fiir energiesparendes Bau-
en tatig wird, ohne hierzu nach dieser Verordnung berechtigt zu sein,

2. entgegen § 6 Absatz 3 die Anzeige des erstmaligen Tatigwerdens un-
terlasst oder

3. die Bezeichnung ,staatlich anerkannte Sachverstandige fir energie-
sparendes Bauen" oder ,staatlich anerkannter Sachverstandiger fur
energiesparendes Bauen” fiihrt oder verwendet, ohne hierzu nach
§ 12 berechtigt zu sein.

Sachlich zustandige Verwaltungsbehorde fir die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach den Absatzen 1 und 2 und § 108 des
Gebdudeenergiegesetzes ist die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mo-
bilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau.

§ 16
Ubergangsregelungen

Auf Vorhaben, bei denen nach § 111 des Gebaudeenergiegesetzes die
Bestimmungen der mit dem Inkrafttreten des Gebaudeenergiegesetzes zu-
gleich abgeldsten oder gednderten Rechtsvorschriften in den zum Zeit-
punkt der Bauantragstellung oder des Antrags auf Zustimmung oder der
Bauanzeige jeweils geltenden Fassungen weiter anzuwenden sind, findet
die Verordnung zur Durchfiihrung der Energieeinsparverordnung und des
Erneuerbare-Energien-Warmegesetzes im Land Bremen vom 10. Dezem-
ber 2015 (Brem.GBIL. S. 546 — 752 — d-2) weiterhin Anwendung.

Auf Vorhaben, bei denen nach dem 2. November 2020 und vor dem [ein-
setzen: Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] ein bauaufsichtliches
Verfahren eingeleitet und mit der Bauausfiihrung begonnen worden ist,
oder, soweit ein bauaufsichtliches Verfahren nicht erforderlich ist, mit der
Bauausfihrung begonnen worden ist, finden die §§ 1 und 3 keine Anwen-
dung. Zur Ausstellung der Erfiillungserklarung fir Vorhaben nach Satz 1
sind die Personen berechtigt, die von der Bauherrin oder dem Bauherrn
vor Baubeginn nach § 2 Absatz 2 oder Absatz 3 fiir das jeweilige Vorhaben
hatten beauftragt werden koénnen, sofern diese Verordnung zu diesem
Zeitpunkt bereits gegolten hatte. Die Erfullungserklarung ist bei Bauvor-
haben nach Satz 1, die am [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung] bereits abgeschlossen waren, der in § 2 Absatz 1 genannten Be-
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horde bis zum [einsetzen: Datum des ersten Tages des siebten auf das Da-
tum des Inkrafttretens dieser Verordnung folgenden Monats], vorzulegen.

§ 17
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Verordnung zur Durchfthrung der Energieeinsparverordnung und des Er-
neuerbare-Energien-Warmegesetzes im Land Bremen vom 10. Dezember 2015
(Brem.GBIl. S. 546 — 752d-2) auBer Kraft.
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Begriindung zum Entwurf einer Verordnung zur Anpassung des bremischen
Vollzugsrechts zum Gebdaudeenergierecht des Bundes

1. Allgemeines

Die bisher in Bremen zum Energieeinsparrecht des Bundes geltenden Voll-
zugsverfahren sollen soweit wie moglich beibehalten werden. Die Vorschriften
der bisherigen Verordnung zur Durchfithrung der Energieeinsparverordnung
und des Erneuerbare-Energien-Warmegesetzes im Land Bremen (EnEV/EE-
WarmeGV) konnen daher in weitem Umfang unverdandert fortgefiithrt werden.
In der Anlage 3 sind Anderungen gegeniiber der bisherigen Fassung in einer
Synopse aufgefiihrt.

Soweit die Vorschriften der Verordnung gegentber der 2015 in Kraft getrete-
nen Fassung der EnEV/EEWarmeGV unverandert sind, enthéalt diese Begriin-
dung den Text der Begrindung aus dem Jahr 2015 in kursiv, soweit dieser noch
aktuell ist. Soweit inhaltliche Anderungen vorgenommen wurden, werden die-
se in der Begriindung in nichtkursiver Schrift dargestellt.

Anlasslich der Anpassung an das geanderte Bundesrecht wird im Wortlaut der
Verordnung durchgangig die weibliche Form erganzt. Hierauf wird in der Be-
grindung zu den einzelnen Vorschriften nicht eingegangen.

2. Wesentlicher Inhalt

Mit der Durchfuhrungsverordnung zum GEG werden die Regelungen zum
Vollzug des Energieeinsparrechts im Land Bremen an die durch das GEG ge-
dnderten bundesrechtlichen Regelungen angepasst.

Anderungen fiir den Vollzug ergeben sich insbesondere durch die nach dem
GEG eingefiuhrten Vollzugsregelungen fiir zu errichtende Gebdude und be-
stimmte Anderungen von bestehenden Gebduden. Waren die Vollzugsregelun-
gen fur zu errichtende Gebdaude den Landern nach der EnEV noch vollstandig
uberlassen, wurde mit dem GEG die Erfilllungserklarung eingefihrt, die fir
jedes zu errichtende Geb&ude und fiir bestimmte Anderungsvorhaben den zu-
standigen Behorden nach Baufertigstellung vorgelegt werden muss. Den Lan-
dern obliegt es, die zur Ausstellung der Erfiillungserkldarung berechtigten Per-
sonen zu bestimmen sowie die mit der Erfillungserklarung vorzulegenden Un-
terlagen festzulegen. Diese bundesweite Regelung ist kompatibel mit der nach
dem bisherigen bremischen Vollzugsrecht vorgesehenen Bescheinigung von
Sachverstdandigen fiir energiesparendes Bauen oder Sachkundigen. Im Grund-
satz ersetzt die Erfullungserkldarung die bisherige Bescheinigung als Nachweis-
instrument.

Die neuen bundesrechtlichen Vollzugsregelungen beziehen auch die Rege-
lungsgegenstande ein, die bisher im EEWarmeG des Bundes enthalten waren.
Gesonderte Vollzugsregelungen zum Regelungsbereich des ehemaligen EE-
WarmeG, die in Bremen zur Vereinheitlichung und Vereinfachung des Voll-
zugs teilweise abweichend vom Bundesrecht geregelt waren, sind deshalb
nicht mehr erforderlich.

3. Kosten

Die mit dem Gebdaudeenergiegesetz 2020 bundesrechtlich eingefihrte Pflicht
zur Erstellung und Vorlage der Erfullungserklarung bei jedem zu errichtenden
Gebaude fuhrt zu einem zusatzlichen Aufwand bei den Bauherren und Bauher-
rinnen sowie bei den Vollzugsbehorden. Bisher bestand nach dem bremischen
Vollzugsrecht zur EnEV und zum EEWarmeG eine Vorlagepilicht von Nach-
weisen bei der zustandigen Behorde auf Verlangen. Obschon das bisher zur
Kontrolle der Einhaltung der Verfahrensvorschriften in etwa funf Prozent der
Falle durchgefiihrte Stichprobenverfahren entfallen kann, ist nicht ausge-
schlossen, dass sich durch die bundesrechtlichen Vorgaben ein im Saldo erhoh-
ter Vollzugsaufwand ergeben wird. Dieser kann derzeit noch nicht beziffert
werden und ware nicht durch die bremischen Regelungen zur Umsetzung des
GEG verursacht.
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Die Vorgaben fiir die Priifung von Unterlagen und die Uberwachung der Bau-
vorhaben durch Sachverstandige fur energiesparendes Bauen und Sachkun-
dige sowie die dafur vorzulegenden Unterlagen bleiben weitgehend unver-
dndert, sodass sich auch der hierftr erforderliche Aufwand gegentiber dem bis-
her in Bremen durchgefiihrten Verfahren nicht andert. Die Bestimmungen zu
den mit der Erfilllungserklarung vorzulegenden Unterlagen wurden, wie bis-
her, so gestaltet, dass diese fir zu errichtende Gebaude nicht tiber die aus den
von Baubeteiligten ohnehin verwendeten Berechnungsprogrammen zur Verfii-
gung stehenden beziehungsweise fiir die Baugenehmigung ohnehin zu erstel-
lenden Unterlagen hinausgehen und fiir die Vorlagepflichtigen daher ohne re-
levanten zusatzlichen Aufwand verfiigbar sind.

4, Zu den einzelnen Vorschriften

4.1. Nachweispflichten, Priifung und Uberwachung der Bauausfiihrung (zu
Abschnitt 1)

Abschnitt 1 enthalt die Vorschriften tiber Nachweispflichten zum Gebau-
deenergiegesetz (GEG) sowie die daran angepassten Vorgaben zur Pri-
fung von Dokumentationen und Uberwachung der Bauausfithrung. Die
gegenuber den Vorschriften der Energieeinsparverordnung (EnEV) und
dem Erneuerbare-Energien-Warmegesetz (EEWarmeG) erforderlichen
Anderungen in den bremischen Durchfiihrungsregelungen finden sich
fast ausschlieBlich in diesem Abschnitt.

4.1.1. Dokumentation tiber die Einhaltung der Anforderungen nach dem Ge-
baudeenergiegesetz (zu § 1)

Die Anforderungen an die Bauherrin oder den Bauherrn zur Erstellung
von Unterlagen werden den gednderten bundesrechtlichen Rahmenbe-
dingungen angepasst. Die Verpflichtungen gehen nicht iiber die Unter-
lagen hinaus, die zur Bestimmung der Einhaltung der Anforderungen
nach dem Gebaudeenergiegesetz fiir die Baubeteiligten ohnehin erfor-
derlich sind. Definiert werden lediglich der Inhalt und der Zeitpunkt der
Erstellung sowie die Anderung der Nachweise bei Anderungen in der
Planung beziehungsweise der Bauausfithrung, um die Verfahrenspflich-
ten klar zu bestimmen.

Zu Absatz 1:

Die Bauherrin oder der Bauherr werden verpflichtet, vor der Errichtung
von Gebauden eine Dokumentation tiber die Einhaltung der Anforderun-
gen nach dem Teil 2, Abschnitte 1, 2 und 4 GEG von einer Person erstel-
len zu lassen, die nach § 88 des Gebaudeenergiegesetzes zur Ausstellung
eines Energieausweises fur das zu errichtende Gebaude berechtigt ist.
Die materiellen Anforderungen nach dem Gebdudeenergiegesetz blei-
ben dabei unverdandert. Nach der bisherigen Durchfiihrungsverordnung
war die Berechtigung der Erstellung der Unterlagen auf Sachkundige
nach § 5 beschrankt. Im Gebaudeenergiegesetz wird jetzt, anders als in
der Energieeinsparverordnung, auch die Berechtigung zur Erstellung
von Energieausweisen fir zu errichtende Gebaude geregelt. Diese Qua-
lifikationsanforderungen sollen auch fir die Erstellung der Dokumenta-
tion Uber die Einhaltung der Anforderungen nach dem Gebaudeenergie-
gesetz Anwendung finden. Die Dokumentationen beinhalten die Darstel-
lung von Berechnungen, die zur Erstellung des Energieausweises durch-
gefuhrt werden miussen. Die Beschrankung auf Sachkundige ist nicht
mehr erforderlich, da die Dokumentation nach § 3 von Sachverstandigen
oder Sachkundigen gepruft wird.

Gegentuber den bisherigen Vollzugsregelungen entfallt die Erstellung ei-
ner Dokumentation vor Baubeginn fur den Ausbau und die Erweiterung
von Gebduden mit einer hinzukommenden beheizten Nutzflache von
mehr als 50 Quadratmetern und dem Einbau einer neuen Heizungsan-
lage. Fur diese Vorhaben wird nach dem Gebdaudeenergiegesetz nicht
mehr die Anforderung gestellt, dass die betroffenen Auflenbauteile nach
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4.1.2.

den Anforderungen des Neubaus auszufiihren sind. Es sind, wie bei den
sonstigen Anderungen an bestehenden Gebéduden, lediglich Bauteilwer-
te und gegebenenfalls Anforderungen an den sommerlichen Warme-
schutz einzuhalten. Diese Vorhaben unterfallen gleichwohl der Pflicht
zur Erstellung einer Erfullungserkldarung nach § 2.

Zu Absatz 2:

In Absatz 2 werden die Anforderungen an die Erstellung und Anpassung
der Dokumentation nach Absatz 1 benannt. Es wird — wie bisher — zu-
ndachst auf die bundesrechtlichen Vorgaben hinsichtlich der Berech-
nungsunterlagen und der Methodik verwiesen. Fir den Inhalt der Doku-
mentation bleibt es bei der bisherigen Anforderung, dass dieser fur die
Priifung und Uberwachung geeignet sein muss.

Satz 3 enthdlt unverandert eine Verpflichtung, nach der die Dokumenta-
tion bei GEG-relevanten Anderungen der Planung oder Anderungen in
der Bauausfiihrung angepasst werden miissen. In der Praxis hat sich ge-
zeigt, dass die ersten Planungen haufig geandert werden und sich auch
im Rahmen der Bauausfithrung noch Anderungen ergeben. Soweit die
Anderungen Relevanz fiir die Einhaltung der Anforderungen nach dem
Gebdaudeenergiegesetz besitzen, muss die Dokumentation zum Gebdau-
deenergiegesetz gedandert werden, da anderenfalls die Vereinbarkeit des
Bauvorhabens mit dem Gebaudeenergiegesetz nicht beurteilt werden
kann. Um wiederholte Anderungen an den Unterlagen und dem damit
verbundenen Aufwand zu vermeiden, wird in Satz 4 eine Verpflichtung
zur Anpassung der Dokumentation auf die Zeitpunkte unmittelbar vor
Baubeginn und nach Fertigstellung des Gebdudes begrenzt.

Gemal dem neuen Satz 4 ist der Energieausweis den Dokumentationen
erst nach Fertigstellung des Gebaudes hinzuzufiigen. Damit wird dem
Umstand Rechnung getragen, dass der Energieausweis erst nach Fertig-
stellung des Gebaudes erstellt wird (§ 80 Absatz 1 Satz 2 GEG). Im Rah-
men der Prifung durch Sachverstdandige oder Sachkundige wird damit
sichergestellt, dass der Energieausweis tatsachlich ausgestellt wird. Die
Prufung des Energieausweises kann mit nur geringem Aufwand durch
Abgleich mit den Ergebnissen der Priufung der Nachweise und der Bau-
uberwachung erfolgen. Eine Priufung von Energieausweisen im Rahmen
der Stichprobenkontrolle nach § 99 GEG kann fur diese Energieausweise
entfallen (§ 99 Absatz 4 Satz 2 GEG).

Vorlage und Inhalt der Erfullungserklarung (zu § 2)

In § 2 werden in Ausfihrung der Regelungen in den §§ 92 bis 94 GEG
das Verfahren zur Vorlage der Erfullungserklarung konkretisiert, die Be-
rechtigung zur Ausstellung von Erfiullungserklarungen und die den Er-
klarungen beizufiigenden Unterlagen bestimmt.

Die bisher in § 2 enthaltenen Regelungen zum Vollzug des Erneuerbare-
Energien-Warmegesetzes (EEWarmeG) sind entfallen. Aufgrund der Zu-
sammenfihrung der Energieeinsparverordnung und des EEWarmeG
zum GEG sind diese nicht mehr erforderlich.

Zu Absatz 1:

Es werden in Absatz 1 zunachst fiir die Vorhaben, fiir die nach dem Ge-
baudeenergiegesetz eine Erfullungserklarung vorzulegen ist, die Vorla-
gefrist und die Behorde, bei der die Vorlage zu erfolgen hat, benannt.
Zustandige Behorde ist die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau, die bereits bisher fiur den Vollzug
der Energieeinsparverordnung und des Erneuerbare-Energien-Warme-
gesetzes zustandig war. Die Vorlagefrist betragt drei Monate nach Fer-
tigstellung des jeweiligen Vorhabens.

Weiter wird festgelegt, dass die Erfullungserklarung mit Anlagen in der
Regel elektronisch vorzulegen sind und die Behorde hierfur eine
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4.1.3.

Mailadresse anzugeben hat. Hierdurch wird der Vollzug bei elektroni-
scher Aktenfihrung erheblich vereinfacht. Sofern eine elektronische Zu-
sendung im Einzelfall nicht zumutbar ist, kann die Erklarung auch in Pa-
pierform ubersandt werden.

Zu Absatz 2:

Die Berechtigung zur Ausstellung der Erfullungserkldarung wird fur zu
errichtende Gebaude in Absatz 2 festgelegt.

Sofern Sachkundige oder Sachverstandige fiir energiesparendes Bauen
baubegleitend tatig sind, sollen diese auch die Erfilllungserklarung aus-
stellen. Die bisherigen Vollzugsreglungen fir Neubauten werden damit
weitgehend beibehalten und an die Vorgaben des GEG angepasst. In
den ubrigen Fallen, in denen nach § 92 Absatze 2 Satze 1 und 2 GEG
eine Erfullungserkldarung auszustellen ist, sind Personen zur Ausstellung
berechtigt, die nach § 88 GEG zur Ausstellung von Energieausweisen be-
rechtigt sind. Dies kénnen auch Sachkundige oder Sachverstandige sein.

Zu Absatz 3:

Die Erfullungserklarung ist nach Satz 1 nach einem von der Senatorin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau
bekannt gemachten Muster zu erstellen, sofern eine Bekanntmachung
erfolgt ist.

Die Erfulllungserklarung ist einschlieBlich der Anlagen der Bauherrin
oder dem Bauherrn auch als elektronische Kopie zu tibergeben, damit
diese der Pflicht zur elektronischen Ubersendung an die Behérde nach-
kommen koénnen. In der Praxis wird eine elektronische Kopie voraus-
sichtlich haufig durch die Ausstellerinnen und Aussteller an die Behorde
ubersandt werden. Die Verantwortlichkeit verbleibt aber bei der Bauher-
rin oder dem Bauherrn, da nur diese der Behorde bekannt sind.

Sofern diese nicht bereits Sachverstandigen fiir energiesparendes Bauen
vorgelegt wurden, sind der Erfullungserkldarung fiir zu errichtende Ge-
baude die Dokumentation, die vor Baubeginn nach § 1 zu erstellen war
und der Energieausweis beizufiigen. Sofern eine Priifung und Uberwa-
chung durch hoheitlich zugelassene Sachverstandige erfolgt ist, ist davon
auszugehen, dass eine weitere behordliche Priifung nicht erforderlich ist.
In den Fallen § 92 Absdtze 2 Satze 1 und 2 GEG sind der Erfiillungser-
klarung die jeweils nach dem GEG durchzufiihrenden Berechnungen
beizufugen.

Zu Absatz 4:

Die Erfillungserkldarung ist bei der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau vorzulegen. Die Einhal-
tung der Vorlagepflicht ist anhand der bei den unteren Bauordnungsbe-
hérden vorhandenen Informationen iiber die Errichtung und Anderung
von Gebdauden vorzunehmen. Nur durch regelmaBige Informationen der
unteren Bauordnungsbehorden gelangt der fur den Vollzug des Gebau-
deenergiegesetzes zustdndigen Stelle die Errichtung oder Anderung von
Gebauden zur Kenntnis. Die Berechtigung der unteren Bauordnungsbe-
hoérden zur Weitergabe bestimmter Bauvorlagen ist wie bisher in der Bau-
vorlagenverordnung geregelt.

Priifungen und Uberwachung der Bauausfiihrung (zu § 3)

In § 3 wird das Verfahren zur Priifung und Uberwachung der Einhaltung
der Anforderungen nach dem Gebdudeenergiegesetz festgelegt. Die Prii-
fung von Unterlagen und die Uberwachung der Bauausfiihrung erfolgt
im Grundsatz durch nach § 6 zugelassene Sachverstandige fiir energie-
sparendes Bauen. Fiir Wohngebdude der Gebdudeklassen 1 und 2 nach
§ 2 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung (Wohngebdude mit
nicht mehr als zwei Wohneinheiten) besteht die Moglichkeit, an Stelle

—-25—



von Sachverstdndigen filir energiesparendes Bauen Sachkundige nach
§ 5 mit den Uberwachungsaufgaben zu beauftragen. Die Sachverstdndi-
gen fiir energiesparendes Bauen und Sachkundigen sind von der Bauher-
rin oder dem Bauherrn privat zu beauftragen. Die Sachverstdndigen fir
energiesparendes Bauen und Sachkundigen priifen und iiberwachen die
Einhaltung der Anforderungen nach dem Gebdudeenergiegesetz und
stellen, sofern keine Mdangel festgestellt wurden, eine Erfiillungserkld-
rung aus. Werden Midngel in den Nachweisen oder der Bauausfiihrung
festgestellt, setzen die Sachverstindigen flir energiesparendes Bauen
und Sachkundigen eine Nachbesserungsfrist und informieren bei frucht-
losem Fristablauf die zustdndige Behorde.

Zu Absatz 1:

Die Beauftragung der Sachverstdndigen fiir energiesparendes Bauen hat
nach Absatz 1 vor Baubeginn zu erfolgen. Diese Pflicht besteht nur, so-
weit eine Dokumentation nach § 1 Absatz 1 erstellt werden muss. Auf-
gabe der Sachverstdndigen flir energiesparendes Bauen ist zum einen,
die Dokumentation nach § 1 Absatz 1 iiber die Einhaltung der Anforde-
rungen nach dem Gebdudeenergiegesetz auf Plausibilitdt zu priifen. Zum
anderen sind die Sachverstindigen mit der Uberwachung der Bauaustiih-
rung durch Stichproben zu beauftragen.

In Nummer 3 wird klargestellt, dass der den Sachverstandigen und Sach-
kundigen auch bisher bereits vorzulegende Energieausweis darauf hin
abzugleichen ist, ob dieser mit der vorliegenden Dokumentation und den
Ergebnissen der Priifungs- und Uberwachungstétigkeit vereinbar ist.
Eine Prifung im Rahmen der Stichprobenkontrolle nach § 99 GEG kann
fir diese Energieausweise entfallen (§ 99 Absatz 4 Satz 2 GEG).

Die bisher vorgesehene Beauftragung mit der Prifung der Nachweise
zum Erneuerbare-Energien-Warmegesetz ist nach der Zusammenfiih-
rung der Energieeinsparverordnung und des Erneuerbare Energien-
Warmegesetzes zum Gebaudeenergiegesetz durch den Bundesgesetzge-
ber nicht mehr erforderlich.

Zu Absatz 2:

Die Dokumentation nach § 1 Absatz 1 ist den Sachverstdndigen fiir ener-
giesparendes Bauen vor Baubeginn zu tlibergeben, damit Fehler in der
Dokumentation bereits vor Baubeginn erkannt, gegebenenfalls behoben
und bei der Bauausfiihrung berticksichtigt werden kénnen (Absatz 2
Nummer 1). Der Dokumentation ist jeweils ein Exemplar des nach der
Bremischen Bauvorlagenverordnung erforderlichen Lageplans und der
erforderlichen Bauzeichnungen beizufligen. Diese Unterlagen sind fiir
die Priifung der Nachweise und insbesondere fiir die Uberwachung der
Bauausfiihrung erforderlich. Die Erstellung der Pline und Zeichnungen
ist baurechtlich ohnehin erforderlich. Nach Absatz 2 Nummer 2 sind den
Sachverstindigen auf deren Verlangen bestimmte Unterlagen zu tiber-
geben, die im Zusammenhang mit der Bautiberwachung stehen. Zum
Beispiel kann dem verwendeten Ddmmstoff hdufig nicht dessen genaue
Ddimmwirkung angesehen werden. Deshalb kénnen die Sachverstindi-
gen technische Deklarationen verlangen, um die den Nachweisen ent-
sprechende Ausflihrung beurteilen zu kénnen (Absatz 2 Nummer 2 lit. a).
Ein hydraulischer Abgleich von Rohrnetzen oder eine Luftdichtheitsmes-
sung ist von der Bauherrin oder dem Bauherrn nach dem Gebdudeener-
giegesetz durchzufiihren, wenn diese Arbeiten bei der Bestimmung des
zuldssigen Primdrenergiebedarfs vorausgesetzt wurden. Die Sachver-
standigen konnen in diesen Fdllen von der Bauherrin oder dem Bauherrn
eine Bestdtigung des Unternehmens, das die Arbeiten durchgefiihrt hat,
verlangen (Absatz 2 Nummer 2 lit. b). Sofern die Ausgestaltung von Wdr-
mebriicken entsprechend eines Gleichwertigkeitsnachweises oder durch
eine detaillierte Berechnung ermittelt wurde, sind die entsprechenden
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Belege den Sachverstindigen auf Verlangen vorzulegen, um eine Uber-
prifung zu erméglichen (Absatz 2 Nummer 2 lit. c).

Nach Satz 2 hat die Bauherrin oder der Bauherr der oder dem Sachver-
standigen fiir energiesparendes Bauen, die oder der mit der Priifung und
Uberwachung des Bauvorhabens beauftragt ist, jeweils die aktuelle Fas-
sung der Dokumentation zum Gebdudeenergiegesetz vorzulegen, sofern
diese nach § 1 Absatz 2 Satz 6 gedndert wurden. Die Vorlagepflicht fiir
gednderte Dokumentationen ist erforderlich, da die Sachverstandigen ftlir
energiesparendes Bauen ihre Priifungstdtigkeit nur auf der Grundlage
aktueller Dokumentationen ausfithren konnen.

In Satz 3 werden die Sachverstindigen fiir energiesparendes Bauen ver-
pflichtet, die Priifung und Uberwachung auf das fiir das jeweilige Ge-
bdude angemessene und erforderliche MaB3 zu beschrdnken. Die Inhalte
und der Umfang der Priifungs- und Uberwachungstdtigkeiten kénnen in
einer Rechtsverordnung des fiir den Vollzug zustdndigen Ressorts ndher
bestimmt werden.

Nach Satz 4 geben die Sachverstindigen die geprliften Unterlagen nach
Abschluss der Priifungs- und Uberwachungstdtigkeiten an die Bauherrin-
nen oder Bauherren zurtck.

Zu Absatz 3:

Nach Absatz 3 besteht flir Wohngebdude der Gebdudeklassen 1 und 2
nach § 2 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung (Wohngebdude
mit nicht mehr als zwei Wohneinheiten) die Moglichkeit, anstelle einer
oder eines Sachverstdndigen flir energiesparendes Bauen eine Sachkun-
dige oder einen Sachkundigen nach § 5 mit den Priifungs- und Uberwa-
chungsaufgaben zu beauftragen. Sachkundige unterscheiden sich von
Sachverstidndigen fiir energiesparendes Bauen insbesondere dadurch,
dass sie nicht von der Ingenieurkammer Bremen als Sachverstdndige zu-
gelassen sind und dass sie nicht unabhdngig sein mtissen. Fiir bestimmte
Wohngebdude der Gebdudeklassen 1 und 2 kénnen nach § 5 auch Hand-
werksmeisterinnen und Handwerksmeister bestimmter Gewerke und
staatlich gepriifte Technikerinnen und Techniker mit der Berechtigung,
Energieausweise fiir das jeweilige Vorhaben auszustellen, Sachkundige
sein. Sachkundige kann aber zum Beispiel auch die ohnehin beauftragte
oder angestellte Architektin sein. Die Vorgaben fiir den Ablauf der Uber-
wachung der Bauausfiihrung nach den Absdtzen 2 und 4 bis 6 gelten fiir
Sachkundige entsprechend.

Die Option eines vereinfachten Verfahrens fiir kleine Wohngebdude
dient dazu, in diesem Bereich eine kostengtinstigere Alternative zu schaf-
fen. Dies ist vertretbar, weil im Bereich der Ein- und Zweifamilienhduser
hdufig technisch dhnliche Konzepte umgesetzt werden. Durch die ver-
pflichtende Vorlage der Erfiillungserkldrung und die nach Absatz 7 Num-
mer 1 vorgesehen Stichproben kann erforderlichenfalls sichergestellt
werden, dass das vorgeschriebene Verfahren eingehalten und auch die
bauliche Umsetzung der energierechtlichen Anforderungen erfolgt. So-
fern Bauherrinnen oder Bauherren auf die besondere Qualifikation der
Sachverstdndigen fiir energiesparendes Bauen Wert legen, kann auch ftir
kleine Wohngebdude das Sachverstindigenverfahren gewdhlit werden.

Zu Absatz 4:

In Absatz 4 werden die Grundsdtze der Bauliberwachung festgelegt.
Nach Satz 1 wird die Bautiberwachung in Stichproben, also nicht durch
eine vollstandige Kontrolle durchgefiihrt. Flir die Beurteilung der Einhal-
tung der Anforderungen nach dem Gebdudeenergiegesetz ist es ausrei-
chend, wenn wesentliche energietechnische Elemente tiberpriift werden
(zum Beispiel Ddmmstoffeigenschaft, Ddmmschichtdicke, luftdichte
Ebene und so weiter). Relevant ist allerdings der Zeitpunkt der Stichpro-
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ben. So kann die Ddmmung kaum noch geprlift werden, wenn das Ge-
bdude fertig gestellt ist. In Satz 2 werden daher grundsdtzliche Anforde-
rungen an die Zeitpunkte der Stichproben aufgestellt. In Satz 3 wird die
Bauherrin oder der Bauherr verpflichtet, der oder dem Sachverstdndigen
flir energiesparendes Bauen jederzeit die Durchfiihrung von Stichproben
zu gestatten und ihr oder ihm nach ihren oder seinen Vorgaben den Be-
ginn und das Ende bestimmter Bauarbeiten anzuzeigen. Die Sachver-
standigen sind nicht berechtigt, die Durchfiihrung von Stichproben mit
Verwaltungszwang durchzusetzen. Allerdings wird in solchen Fdllen in
der Regel nach Absatz 6 die zustdndige Behorde zu informieren sein. Von
dort kénnen behordliche MaBnahmen ergriffen werden.

Zu Absatz 5:

Nach Absatz 5 stellt die oder der Sachverstdndige der Bauherrin oder
dem Bauherrn die nach dem Gebdudeenergiegesetz vorgesehene Erfil-
lungserkldrung aus, wenn keine erheblichen Fehler in der Dokumenta-
tion zur Einhaltung der Anforderungen nach dem Gebdudeener-
giegesetz, keine erheblichen Abweichungen der baulichen Anlagen von
der Dokumentation sowie den weiteren Anforderungen nach dem Gebdu-
deenergiegesetz festgestellt wurden. Mit den in Satz zwei definierten Be-
griffen ,erhebliche Fehler” und ,erhebliche Abweichungen” soll zum
einen erreicht werden, dass kleinere Abweichungen, die das Gesamter-
gebnis nicht beeinflussen, unbeachtet bleiben kénnen. Andererseits soll
auch das mogliche Zusammenwirken einer Reihe von kleineren Fehlern
oder Abweichungen berticksichtigt werden. Als erheblicher Fehler bezie-
hungsweise erhebliche Abweichungen gilt auch, wenn den Sachverstdn-
digen fiir energiesparendes Bauen aufgrund der Verletzung von Verfah-
renspflichten durch die Bauherrin oder den Bauherren eine Beurteilung
nicht moglich ist. Dies kann zum Beispiel die Folge fehlender oder un-
vollstdndiger Unterlagen oder mangelnder Kooperation bei der Bautiber-
wachung sein.

Zu Absatz 6:

Sofern die Sachverstdndigen fiir energiesparendes Bauen erhebliche
Fehler oder erhebliche Abweichungen nach Absatz 5 feststellen, fordern
sie nach Absatz 6 zur Nachbesserung auf und setzen dazu eine angemes-
sene Frist. Verstreicht diese fruchtlos, sind die Sachverstdndigen fiir ener-
giesparendes Bauen verpflichtet, die zustdndige Behorde zu informieren,
damit von dort geeignete MaBnahmen ergriffen werden kénnen. Die
Rechtsgrundlage fiir das behordliche Handeln ist dabei § 16 Absatz 1 des
Bremischen Klimaschutz- und Energiegesetzes (BremKEG).

Zu Absatz 7:

Die Stichprobenregelung in Absatz 7 wurde an die geanderten bundes-
rechtlichen Vollzugsregelungen angepasst.

Mit der Verpfilichtung zur Vorlage jeder Erfullungserklarung bei der zu-
standigen Behorde ist eine Stichprobenprufung uber die Beauftragung
von Sachverstandigen und Sachkundigen nicht mehr erforderlich. Es ist
ohnehin zu uberprifen, ob die Erfullungserklarungen vollstandig einge-
gangen sind (siehe hierzu § 2 Absatz 4).

Die zustandige Behorde soll aber berechtigt bleiben, in Stichproben auch
anlassunabhangig zur uberprifen, ob die durchgefihrten Arbeiten bei
der Ausstellung der Erfullungserklarung bei zu errichtenden Gebauden
durch Sachkundige und bei den Bauvorhaben mit Erfiilllungserklarungen
nach § 2 Absatz 1 Nummern 2 und 3 den Anforderungen des Gebau-
deenergiegesetzes entsprechen. Eine verpflichtende Stichprobe fir Bau-
vorhaben ohne Sachverstandige ist nicht mehr vorgesehen. Es soll der
Behorde angesichts des durch Bundesrecht geanderten Vollzugsrahmens
iiberlassen bleiben, in welchen Bereichen Uberpriifungsschwerpunkte
sinnvoll zu setzen sind.
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4.1.4. Vorlage von Unterlagen, behordliche Zustandigkeiten zum Gebau-

4.2,

deenergiegesetz (zu § 4)

Die Vorschrift enthalt Regelungen zur Vorlagepflicht von bestimmten
Unterlagen bei der zustandigen Behorde sowie zur behoérdlichen Zustan-
digkeit fiir den Vollzug des Gebaudeenergiegesetzes.

Zu Absatz 1:

In Satz 1 wird die Eigentiimerin oder der Eigentumer verpflichtet, die
Dokumentation tiber die Einhaltung der Anforderungen nach dem Ge-
baudeenergiegesetz funf Jahre aufzubewahren und der Senatorin fur Kli-
maschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau auf
Verlangen vorzulegen, sofern dies nicht bereits mit der Vorlage der Er-
fillungserklarung geschehen ist. Aufgrund der Einfiihrung der Erful-
lungserklarung und deren Vorlage bei der zustandigen Behorde, liegen
die Dokumentationen nach § 1 Absatz 1 nur in den Féallen der zustandi-
gen Behorde nicht vor, in denen mit der Prifung der Nachweise und der
Uberwachung der Bauausfithrung Sachverstdndige fiir energiesparendes
Bauen beauftragt wurden (§ 2 Absatz 3 Satz 3). Sofern sich im Einzelfall
der Bedarf fiir eine behordliche Priifung ergibt, ist die Vorlagepflicht wei-
terhin erforderlich. Mit der Aufbewahrungsirist von fiinf Jahren soll si-
chergestellt werden, dass die zustandigen Behorden die Einhaltung der
Anforderungen nach dem Gebaudeenergiegesetz im Einzelfall Giberprii-
fen konnen. Die Satze 2 und 3 enthalten Regelungen zur Weitergabe der
Unterlagen bei Ubergang des Eigentums.

Zu Absatz 2:

Mit der Vorschrift des Absatzes 2 wird die Zustandigkeit fiir den Vollzug
des Gebaudeenergiegesetzes grundsdatzlich der Senatorin fir Klima-
schutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau tibertra-
gen, sofern nicht in der Verordnung oder dem Gebadudeenergiegesetz
etwas Abweichendes geregelt ist. Die bisherige Formulierung, nach der
die Zustandigkeiten einzeln aufgezahlt waren, wird damit vereinfacht. In
der Sache ergibt sich keine Anderung.

Zu Absatz 3:

Die Aufgaben der Registrierstelle nach § 98 des Gebdaudeenergiegeset-
zes sowie fir die Durchfithrung der Validitatsprifung nach § 99 Absatz 4
Nummer 1 des Gebdudeenergiegesetzes werden auf das Deutsche Insti-
tut fiir Bautechnik tibertragen. Grundlage der Ubertragung ist Artikel 2
Absatz 1 Nummer 8 des Abkommens tiiber das Deutsche Institut fiir Bau-
technik (DIBt) (zuletzt gedndert durch das dritte DIBt-Anderungsabkom-
men vom 3. Februar 2015 [Brem.GBIl. S. 46]). Die Aufgaben sind dem
Deutschen Institut fur Bautechnik in gleicher Weise bereits nach § 114
des Gebaudeenergiegesetzes vorubergehend bis zum Inkrafttreten einer
landesgesetzlichen Regelung tibertragen.

Sachkundige und Sachverstandige (zu Abschnitt 2)

Der zweite Abschnitt enthdlt neben der Festlegung der Qualifikationsan-
forderungen fiir Sachkundige vor allem das Zulassungsverfahren fir
Sachverstdndige fiir energiesparendes Bauen. Das Verfahren ist an den
Regelungen der Musterverordnung liber die Priifingenieure und Priif-
sachverstdndigen (MPPVO) orientiert.’

! Siehe www.bauministerkonferenz.de unter den weiteren Kategorien , Offentli-
cher Bereich”, ,Mustererlasse/Mustervorschriften” und ,Bauaufsicht/Bautech-
nik".
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4.2.1.

4.2.2,

Sachkundige (zu § 5)

Die in § 5 definierten Sachkundigen konnen bei Wohngebauden mit
nicht mehr als zwei Wohneinheiten mit der Uberwachung der Bauaus-
fithrung beauftragt werden (§ 3 Absatz 3). Im Ubrigen obliegen die Prii-
fungs- und Uberwachungsaufgaben den Sachverstdndigen fiir energie-
sparendes Bauen.

Zu Absatz 1:

Die Definition der Sachkundigen wurde gegeniiber dem bisherigen Voll-
zugsrecht verdndert. Uber die Personen hinaus, die nach derzeitigem
Recht als Sachkundige tdatig werden dirfen, (bauvorlageberechtigte Ar-
chitektinnen und Architekten und Ingenieurinnen und Ingenieure sowie
Ingenieurinnen und Ingenieure der Fachrichtung ,Versorgungstech-
nik") erhalten nach der gedanderten Vorschrift auch fur das jeweilige Ge-
baude Bauvorlageberechtigte § 65 Absatz 3 BremLBO mit Ausstellungs-
berechtigung fir Energieausweise nach § 88 GEG die Berechtigung, als
Sachkundige tatig werden zu durfen. Dies betrifft bei bestimmten klei-
neren Gebdauden Handwerksmeisterinnen und Handwerksmeister des
Maurer-, des Beton-, des Stahlbetonbauer- oder des Zimmererhandwerks
und Personen, die diesen handwerksrechtlich gleichgestellt sind, die
staatlich gepriiften Technikerin und Techniker der Fachrichtung Bau-
technik mit Schwerpunkt Hochbau sowie die Berufsangehoérigen der
Fachrichtung Bauingenieurwesen, die aufgrund des Bremischen Ingeni-
eurgesetzes zur Fiihrung der Berufsbezeichnung ,Ingenieurin” oder , In-
genieur” berechtigt sind. Durch die zweite Anforderung der Ausstel-
lungsberechtigung fir Energieausweise wird sichergestellt, dass eine
ausreichende Qualifikation fiir die Sachkundigentatigkeit bei Wohnge-
bauden der Gebaudeklassen 1 und 2 gegeben ist. Mit der Anderung soll
eine Annadherung an die in Niedersachen geltenden Regelung zum Voll-
zug des GEG in diesem Bereich erreicht werden.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 wird den Sachkundigen erméglicht, Teile ihrer Priifungs-
und Uberwachungsaufgaben an fachlich geeignete Personen zu iibertra-
gen. Insbesondere bei groBen Bauvorhaben kann es sinnvoll sein, weitere
qualifizierte Personen, zum Beispiel Bautechnikerinnen und Bautechni-
ker, mit einzelnen Aufgaben zu betrauen. Die Gesamtverantwortung fiir
die Priifungs- und UberwachungsmaBnahmen verbleibt jedoch bei den
von der Bauherrin oder dem Bauherrn beauftragten Sachkundigen. Sie
haben auch die Qualifikation der weiteren Personen zu kontrollieren.

Voraussetzungen der Anerkennung von Sachverstandigen fur energie-
sparendes Bauen (zu § 6)

§ 6 enthdlt die Voraussetzungen fiir die Anerkennung von Sachverstdan-
digen fiir energiesparendes Bauen. Mit den Anerkennungsvoraussetzun-
gen sollen ein herausragendes fachliches Qualifikationsniveau und eine
besondere Zuverldssigkeit der Sachverstdndigen flir energiesparendes
Bauen sichergestellt werden. Die Zulassung der Sachverstandigen fur
energiesparendes Bauen ist fiir das fachliche Niveau des Vollzugs nach
dieser Verordnung von zentraler Bedeutung.

Bei der Zulassung von Priifingenieurinnen und Priifingenieuren oder
Priifsachverstdndigen fiir das bauaufsichtliche Verfahren ist die Nieder-
lassung in dem Land, in dem die Zulassung beantragt werden soll und
damit auch die Mitgliedschaft in der berufsstdndischen Vertretung (Ar-
chitekten- oder Ingenieurkammer) in der Regel eine Zulassungsvoraus-
setzung. Dies kann auf die Sachverstdndigen fiir energiesparendes Bau-
en nicht tibertragen werden. Zum einen bestlinde die Gefahr, dass eine
Beschrdnkung auf im Land Bremen geschdftlich niedergelassene Perso-
nen dazu flihren wiirde, dass eine flir die Durchftihrung des Vollzugsver-
fahrens ausreichende Anzahl von Zulassungen nicht erreicht werden
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kénnte. Zum anderen ist eine gegenseitige Anerkennung von zum Bei-
spiel in Niedersachsen geschdftlich niedergelassenen Personen, wie sie
zum Beispiel bei Priifingenieurinnen und Priifingenieuren tblich ist,
nicht méglich, da dort und in vielen anderen Ldndern, eine vergleichbare
Zulassung von Sachverstindigen fiir energiesparendes Bauen nicht er-
folgt.

Zu Absatz 1:

In Nummer 1 werden die berufsqualifizierenden Hochschulstudiengdnge
genannt, deren Absolventen grundsdtzlich flir eine Anerkennung als
Sachverstidndige in Betracht kommen. Die Regelung ist gleichlautend mit
denin § 88 Absatz 1 Nummer 2 des Gebdudeenergiegesetzes genannten
Hochschulabschliissen, die neben anderen Anforderungen zur Ausstel-
Iung von Energieausweisen fiir Nichtwohngebdude berechtigen. Erfasst
werden die Fachrichtungen Architektur, Hochbau, Bauingenieurwesen,
Technische Gebdudeausriistung, Bauphysik, Maschinenbau oder Elekt-
rotechnik sowie andere technische oder naturwissenschaftliche Fachrich-
tungen mit einem Ausbildungsschwerpunkt auf einem der vorgenannten
Gebiete. Erfasst werden sowohl herkommliche Studiengdnge an Univer-
sitdten, Hochschulen und Fachhochschulen als auch Bachelor- und Mas-
terstudiengdnge. Der Hochschulabschluss eines Studiums der
Fachrichtung Hochbau erfasst ausschlieBlich Studiengdnge, die weder
solche der Architektur — welcher Fachrichtung auch immer — noch solche
des Bauingenieurwesens sind. Solche Studiengdnge der Fachrichtung
Hochbau werden derzeit an deutschen Hochschulen nicht angeboten.
Die Regelung dient insoweit der Besitzstandswahrung fiir Absolventin-
nen und Absolventen frither bestehender Studiengdnge.

Ergdnzend zu der formalen beruflichen Qualifikation werden nach Num-
mer 2 die fiir die Ausuibung der Sachverstdndigentdtigkeit erforderlichen
Fachkenntnisse und Erfahrungen gefordert. Die erforderlichen Fach-
kenntnisse konnen zum Beispiel durch den Nachweis eines Ausbildungs-
schwerpunktes oder einer erfolgreichen Fortbildung im Bereich des
energiesparenden Bauens belegt werden.

In Nummer 3 wird klargestellt, dass neben den rein fachlichen Kenntnis-
sen zum energiesparenden Bauen ebenso Kenntnisse der den energie-
technischen Anforderungen an Gebdude zu Grunde liegenden Rechts-
vorschriften und technischen Regelwerken erforderlich sind.

Zu den Voraussetzungen der Anerkennung gehoért nach Nummer 4 auch,
dass die Antragstellerinnen und Antragsteller iiber eine mindestens fiinf-
jahrige Berufserfahrung verfiigen und dabei liberdurchschnittliche Fa-
higkeiten im Bereich des energiesparenden Bauens einschlieBlich der
Nutzung erneuerbarer Energien durch ihre beruflichen Leistungen be-
wiesen haben. Belegt werden kann dies zum Beispiel durch von den An-
tragstellerinnen und Antragstellern selbst, unter ihrer Mitarbeit, Leitung
oder Anleitung angefertigte Nachweise tliber die Einhaltung der Anfor-
derungen nach der Energieeinsparverordnung fiir energietechnisch be-
sonders anspruchsvolle Gebdude, die Uberpriifung und Bestitigung der
Einhaltung von technischen Voraussetzungen der Forderung besonders
energiesparender Gebdude oder die technische Bauleitung bei energie-
technisch besonders anspruchsvollen oder besonders energiesparenden
Gebduden sein.

Nach Nummer 5: werden vor allem Anforderungen an die personliche
Eignung gestellt. Hintergrund ist zum Beispiel, dass Sachverstdndige
liber ein Mindestmaf an mtindlicher und schriftlicher Ausdrucksfdahigkeit
und Durchsetzungsfihigkeit besitzen miissen. Dies kann im Rahmen der
miindlichen Priifung durch den Priifungsausschuss beurteilt werden.

Nach Nummer 6 ist auch die Beherrschung der deutschen Sprache Zu-
lassungsvoraussetzung. Das Beherrschen der deutschen Sprache ist fiir
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eine sachgerechte Anwendung der einschldgigen Rechtsvorschriften und
technischen Regelwerke sowie fiir den Umgang mit Behérden, Bauher-
rinnen oder Bauherren und sonstigen am Bau Beteiligten erforderlich.

Die Anerkennungsvoraussetzung nach Nummer 7 knlipft an die Vor-
schrift des § 45 StGB an. Personen, die zu einer Freiheitsstrafe von min-
destens einem Jahr verurteilt werden, verlieren danach unter anderem
das Recht, éffentliche Amter zu bekleiden. Es handelt sich bei der Vor-
schrift der Nummer 7 daher um eine besondere Zuverldassigkeitsanforde-
rung.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 sind Personen, die in einem anderen Bundesland, einem
Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem nach dem Recht der
Europdischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat niedergelassen
sind, berechtigt, als Sachverstdndige fiir energiesparendes Bauen Aufga-
ben nach dieser Verordnung wahrzunehmen, wenn sie hinsichtlich des
Tdatigkeitsbereiches eine vergleichbare Berechtigung besitzen, daflir hin-
sichtlich der Anerkennungsvoraussetzungen und des Nachweises von
Kenntnissen vergleichbare Anforderungen erfiillen mussten und die
deutsche Sprache in Wort und Schrift beherrschen.

Zu Absatz 3:

Nach Satz 1 haben Personen nach Absatz 2 das erstmalige Tdtigwerden
vorher der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen anzuzeigen.
Der Anzeige sind Nachweise beizufiigen, die es der Kammer ermogli-
chen, die Voraussetzungen der Berechtigung zu liberpriifen. Eine Prii-
fung oder Genehmigung durch die Kammer ist jedoch nicht erforderlich.
Satz 2 verweist auf die einheitliche Stelle im Sinne des § 71a Bremisches
Verwaltungsverfahrensgesetz (BremVwV{G) um sicherzustellen, dass das
Anzeigeverfahren liber den einheitlichen Ansprechpartner abgewickelt
werden kann (Artikel 6 DLR). Nach Satz 3 Halbsatz 1 soll die Kammer das
Tatigwerden untersagen, wenn sie feststellt, dass die Voraussetzungen
des Satzes 1 tatsdchlich nicht erfiillt sind. Die Bestatigung nach Satz 3
Halbsatz 2 tiber die erfolgte Anzeige soll Nachfragen von Behérden oder
Bauherrinnen und Bauherren vermeiden.

Anerkennungsverfahren (zu § 7)
In § 7 ist das Anerkennungsverfahren geregelt.
Zu Absatz 1:

Die Anerkennung von Sachverstdndigen fiir energiesparendes Bauen
wird nach Absatz 1 der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen
libertragen.

Zu Absatz 2:

In Absatz 2 Satz 1 sind die notwendigen Unterlagen, die dem Antrag auf
Anerkennung zwingend beigefiigt werden milissen, genannt. Auf der
Grundlage des Lebenslaufs nach Nummer 1 und den Kopien der Ab-
schluss- und Beschidftigungszeugnisse nach Nummer 2 kann die berufli-
che Qualifikation sowie der berufliche Werdegang beurteilt werden. Das
Fiihrungszeugnis nach Nummer 3 ist hinsichtlich der Beurteilung der Zu-
verldassigkeit und Geeignetheit der Bewerberinnen und Bewerber erfor-
derlich. Dabei erscheint die gewdhlte Art des Fiihrungszeugnisses auch
unter Berticksichtigung des Umstandes, dass es Freiheitsstrafen unter
drei Monaten und Geldstrafen unter 90 Tagessdtzen nicht erfasst, ausrei-
chend.

Die in den Nummern 4 bis 7 benannten Unterlagen dienen dazu, die Aus-
und Fortbildungen sowie den beruflichen Werdegang und die berufli-
chen Erfahrungen der Antragstellerinnen und Antragsteller zu belegen.
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Die nach Nummer 6 von der Antragstellerin oder dem Antragsteller vor-
zulegende Auflistung der von ihr oder ihm in den letzten fiinf Jahren vor
der Priifung bearbeiteten Gebdude dient dazu, das berufliche Tdtigkeits-
feld und die dabei gewonnene Erfahrung im Hinblick auf die Einsparung
von Energie oder die Nutzung erneuerbarer Energien aufzuzeigen. Die
Frist von mindestens fiinf Jahren ist dabei an der Zulassungsvorausset-
zung nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 orientiert, wonach eine Berufserfah-
rung von mindestens fiunf Jahren im Bereich des energiesparenden
Bauens erforderlich ist.

Fiir mindestens drei der Gebdude aus der Auflistung nach Nummer 6
sind nach Nummer 7 von der Antragstellerin oder dem Antragsteller er-
stellte Berechnungen und Planunterlagen vorzulegen, mit denen die Ein-
haltung der Energieeinsparverordnung oder eines weitergehenden Stan-
dards nachgewiesen wurde. Die Unterlagen dienen dazu, dem Priifungs-
ausschuss zur Beurteilung der Erfahrung und Leistungen der Antragstel-
lerin oder des Antragstellers Einblick in Details der Arbeit der
Antragstellerin oder des Antragstellers zu ermoglichen. Die Unterlagen
sind nicht auf Berechnungen zum Gebdudeenergiegesetz beschrdnkt.
Besondere Erfahrungen und Kenntnisse konnen auch mit der Planung
und Berechnung von Passivhdusern oder von Gebduden mit Anforderun-
gen nach der KfW-Forderung (KfW= Kreditanstalt fiir Wiederaufbau) be-
legt werden. Die Gebdude, zu denen Detailunterlagen vorzulegen sind,
miissen liberwiegend Wohngebdude der Gebdudeklasse 3 und hoher so-
wie Nichtwohngebdude sein. Damit wird deutlich gemacht, dass Wohn-
gebdude der Gebdudeklasse 1 und 2 allein nicht geeignet sind, die erfor-
derlichen Kenntnisse und Erfahrungen zu belegen, die fiir die Zulassung
als Sachverstdndige oder Sachverstdndiger fiir energiesparendes Bauen
erforderlich sind. Wohngebdude der Gebdudeklasse 1 und 2 sind in der
Regel nicht Gegenstand der Tdtigkeit von Sachverstdndigen flir energie-
sparendes Bauen. Bei diesen Gebduden besteht nach § 3 Absatz 3 die
Moéglichkeit, anstelle einer oder eines Sachverstdndigen flir energiespa-
rendes Bauen eine oder einen Sachkundigen nach § 5 mit der Uberwa-
chung der Bauausfiihrung zu beauftragen. In diesem vereinfachten Ver-
fahren tibernimmt daher in der Regel eine Architektin oder ein Architekt
die Aufgaben der oder des Sachverstidndigen fiir energiesparendes Bau-
en.

In Satz 2 wird der zustdndigen Kammer die Méglichkeit eingerdumt, er-
forderlichenfalls weitere Unterlagen anzufordern. Mit der Formulierung
in Satz 3 wird klargestellt, dass der Nachweis des Vorliegens der Aner-
kennungsvoraussetzung nach § 6 Absatz 1 Nummern 2 bis 4 erst durch
die erfolgreiche miindliche Priifung nach 9 Absatz 2 erfolgt. Die Beschei-
nigung nach § 9 Absatz 1 Satz 1 ist damit Bestandteil der Antragsunter-
lagen. Ohne die Bescheinigung des Priifungsausschusses sind die
Antragsunterlagen nicht vollstdndig und der Lauf der Frist nach § 7 Ab-
satz 3 Satz 3 wird nicht ausgelost.

Zu Absatz 3:

In Absatz 3 werden die verfahrensrechtlichen Anforderungen nach der
Dienstleistungsrichtlinie (DLR) fiir das Anerkennungsverfahren umge-
setzt.

Satz 1 regelt die Eingangsbestdtigung; Satz 2 die Angaben, die die Ein-
gangsbestdtigung enthalten muss (Artikel 13 Absatz 5 DLR). Satz 3 Halb-
satz 1 bestimmt die nach Artikel 13 Absatz 3 Sétze 1 und 2 DLR vorab
festzulegende und bekannt zu machende angemessene Frist fiir die Be-
arbeitung des Antrags nach Vorlage der vollstindigen Unterlagen (ein-
schlieBlich der Bescheinigung des Priifungsausschusses nach § 9 Absatz
1 Satz 2) mit drei Monaten. Die nach Satz 3 Halbsatz 2 mégliche Verldin-
gerung der Bearbeitungsfrist um maximal zwei Monate soll im Einzelfall

- 33 -



4.2.4.

denkbaren besonderen Schwierigkeiten der Sach- und Rechtslage Rech-
nung tragen (Artikel 13 Absatz 3 Satz 5 DLR). Da diese nicht hinreichend
klar vorhergesehen werden konnen, werden keine konkreten Verldnge-
rungsgriunde bestimmt. Eine Fristverlingerung ist nur einmal moglich,
unabhdngig davon, ob durch die Verlingerung die mégliche Hochstdau-
er der Bearbeitung von fiinf Monaten erreicht wird. Satz 4 bestimmt, dass
sowohl die Verldngerung der Frist als auch der Verlingerungszeitraum
ausreichend zu begriinden sind und die Fristverlangerung vor Ablauf der
urspringlichen Frist mitzuteilen ist (Artikel 13 Absatz 3 Satz 4 DLR). Satz
5 regelt die Genehmigungsfiktion (Artikel 13 Absatz 4 Satz 1 DLR). Da
eine aufgrund dieser Fiktion vorgenommene unberechtigte Eintragung
einer Person nach § 48 BremVwVfG zuriickgenommen werden kann, be-
steht nicht der erforderliche zwingende Grund des Allgemeininteresses
einschlieBlich eines berechtigten Interesses eines Dritten, von der Fikti-
onswirkung abzusehen. Satz 6 verweist auf die einheitliche Stelle im Sin-
ne des § 71 a BremVwViG um sicherzustellen, dass das Anerkennungs-
verfahren tber den einheitlichen Ansprechpartner abgewickelt werden
kann (Artikel 6 DLR).

Zu Absatz 4:

Nach Absatz 4 wird die Kammer verpflichtet, eine Liste der Sachverstdn-
digen fiir energiesparendes Bauen sowie der Personen zu flihren, die auf-
grund ihrer Berechtigungen in andern Bundesldndern oder EU-Staaten
nach einer Anzeige nach § 6 Absatz 3 berechtigt sind, als Sachverstdn-
dige fiir energiesparendes Bauen tdtig zu sein. Ferner wird vorgeschrie-
ben, dass die Liste in geeigneter Weise zu veroffentlichen ist. Die Wahl
der Form der Veroéffentlichung bleibt der Kammer tiberlassen; sie kann
beispielsweise auch durch Einstellen in das Internet erfolgen.

Prifungsausschuss (zu § 8)

§ 8 betrifft die Bildung und Zusammensetzung des Priifungsausschusses.
Diesem obliegt im Verfahren nach § 9 insbesondere die Priifung der fach-
lichen Qualifikation der Antragstellerinnen und Antragsteller.

Zu Absatz 1:

Der Priifungsausschuss wird bei der Ingenieurkammer der Freien Hanse-
stadt Bremen gebildet.

Zu Absatz 2:

Der Priifungsausschuss hat nach Satz 1 fiinf Mitglieder. Die Architekten-
kammer der Freien Hansestadt Bremen und die Ingenieurkammer der
Freien Hansestadt Bremen berufen jeweils ein Mitglied des Ausschusses
(Satz 2). Die iibrigen Mitglieder, von denen eines der Wissenschaft und
eines der Wohnungswirtschaft angehoren soll, werden von der Senatorin
fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitdt, Stadtentwicklung und Wohnungsbau
berufen (Satz 3). Hierdurch soll der Einfluss der zustdndigen obersten
Landesbehérde auf die personelle Zusammensetzung der Mehrheit des
Ausschusses sichergestellt werden. Es konnen jeweils Stellvertreter be-
nannt werden (Satz 4). Nach Satz 5 Halbsatz 1 ist die Berufung in den
Priifungsausschuss auf ftinf Jahre befristet; Wiederberufungen sind nach
Halbsatz 2 zuldssig. Eine vorzeitige Abberufung kann von den berufen-
den Institutionen aus wichtigem Grund erfolgen (Satz 6 Halbsatz 1). Ein
solcher kann zum Beispiel vorliegen, wenn ein Mitglied nicht mehr in
dem Bereich tdtig ist, fiir den es berufen wurde, die Aufgaben im Pri-
fungsausschuss nicht in ausreichendem MaBe wahrgenommen wurden
oder persénliche Interessen verfolgt worden sind. Das ausscheidende
Mitglied schlieBt ein bereits eingeleitetes Priifungsverfahren, an dem es
mitwirkt, ab, sofern die abberufende Institution dieses unter Bezugnahme
auf die Abberufungsgriinde (zum Beispiel Verfolgung personlicher Inte-
ressen) nicht ausschlie3t (Satz 6 Halbsatz 2).
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Zu Absatz 3:

In Absatz 3 sind die wesentlichen Rechte und Pflichten der Mitglieder
des Priifungsausschusses festgelegt. Die Mitglieder sind ehrenamtlich td-
tig, an Weisungen nicht gebunden und zur Unparteilichkeit und Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Weiterhin haben sie Anspruch auf Auf-
wandsentschddigung und Auslagenersatz.

Zu Absatz 4:

Satz 1 regelt die Bestellung der oder des Vorsitzenden und der Stellver-
tretung. Satz 2 sieht vor, dass sich der Priifungsausschuss selbst eine Ge-
schdftsordnung gibt.

Prufungsverfahren (zu § 9)

§ 9 enthdlt die Regelungen zum Verfahren der Priifung der Antragstelle-
rinnen und Antragsteller durch den Priifungsausschuss.

Nach Absatz 1 Satz 1 wird die Kammer verpflichtet, Antragsunterlagen
nach § 7 dem Priifungsausschuss zuzuleiten. Nach Satz 2 trifft dieser ge-
gentiber der Kammer eine Entscheidung in Form einer Bescheinigung
tiber das Vorliegen der fachlichen Anerkennungsvoraussetzungen nach
§ 6 Absatz 1 Nummer 2 bis 4. Die Entscheidung des Priifungsausschusses
bindet die Kammer; damit wird eine klare (interne) Zustdandigkeitsvertei-
Iung zwischen der Kammer und dem bei ihr gebildeten Priifungsaus-
schuss erreicht. Diese Entscheidung trifft der Priifungsausschuss aber
lediglich , gegentiber der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bre-
men”; sie entfaltet also keine AuBBenwirkung gegentiber den Bewerberin-
nen und Bewerbern, die sie deshalb auch nicht isoliert angreifen konnen.
Sie geht lediglich in die von der Kammer nach auBlen zu vertretende Ent-
scheidung iiber den Anerkennungsantrag ein.

In Absatz 2 wird festgelegt, dass das Priifungsverfahren vor dem Prii-
fungsausschuss aus einer Bewertung der schriftlichen Antragsunterlagen
und einer mtindlichen Priifung besteht.

Die Bewertung der schriftlichen Antragsunterlagen dient nach dem Ab-
satz 3 der Vorbereitung der Feststellung tiber die Erfiillung der Anerken-
nungsvoraussetzungen nach § 6 Absatz 1 Nummern 2 und 4 in der
miindlichen Priifung sowie der Entscheidung tliber die Zulassung zur
miindlichen Priifung. Sofern sich bereits aus den Antragsunterlagen
ergibt, dass eine Antragstellerin oder ein Antragsteller die Zulassungsvo-
raussetzungen nach § 6 Absatz 1 Nummern 2 oder 4 nicht erfiillt. Dies ist
zum Beispiel der Fall, wenn aus den Unterlagen hervorgeht, dass eine
Antragstellerin oder ein Antragsteller nicht iiber eine Berufserfahrung
von mindestens fiinf Jahren im Bereich des energiesparenden Bauens
verfiigt. Uber die Zulassung zur miindlichen Priifung entscheidet der Prii-
fungsausschuss auf der Grundlage einer Bewertung der Antragsunterla-
gen durch einen von der oder dem Vorsitzenden des Ausschusses
bestimmten Berichterstatterin oder Berichterstatter. Der Beschluss kann,
sofern er einstimmiqg erfolgt, im schriftlichen Verfahren erfolgen. Sofern
eine Antragstellerin oder ein Antragsteller nicht zur miindlichen Priifung
zugelassen wird, ist das Prufungsverfahren mit dem Ergebnis nach An-
satz 7 Nummer 2, dass die Antragstellerin oder der Antragsteller die Vo-
raussetzungen zur Anerkennung nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 nicht
erfiillt, beendet.

Die miindliche Priifung findet nach Absatz 4 vor dem Priifungsausschuss
statt. Weiterhin werden die Ladung sowie die Frist, innerhalb derer die
Priifung stattfinden soll, geregelt. In Absatz 5 werden das Ziel der miind-
lichen Priifung sowie der Ablauf und die Dauer der Priifung festgelegt.
Die Gegenstdnde, auf die sich die Priifung erstrecken kann, sind nicht
abschlieBend in Absatz 6 genannt.
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In Absatz 7 werden die Ergebnisse, die die miindliche Priifung haben
kann, benannt. Weiterhin wird festgelegt, dass der Antragstellerin oder
dem Antragsteller das Ergebnis der Priifung unverziiglich, also im An-
schluss an die Priifung mitgeteilt wird. Auf Verlangen sind der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller im Anschluss an die Priifung auch die
Griinde fiir die Entscheidung miindlich darzulegen. SchlieBlich wird fest-
gelegt, dass die oder der Vorsitzende des Priifungsausschusses das Er-
gebnis der Priifung der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen
mitteilt. Sofern die Priifung ergibt, dass die Zulassungsvoraussetzungen
nach § 6 Absatz 1 Nummern 2 bis 4 nicht erftillt werden, hat die oder der
Vorsitzende gegentiber der Ingenieurkammer auch die Griinde fiir die
Entscheidung darzulegen. Dies ist erforderlich, da die Ingenieurkammer
eine Ablehnung eines Zulassungsantrags begrtinden muss.

Nach Absatz 8 ist von der miindlichen Priifung ein Protokoll mit bestimm-
ten Inhalten anzufertigen. Es wird damit sichergestellt, dass die wesent-
lichen Randbedingungen der Priifung dokumentiert werden.

In Absatz 9 ist die Regelung enthalten, nach der die Priifung vor dem
Priifungsausschuss bis zu zweimal wiederholt werden kann. In Satz 3
wird klargestellt, dass Priifungen oder Priifungselemente, die im Rahmen
eines Widerspruchsverfahrens durchgefiihrt werden, nicht als Wiederho-
lung gelten.

Grundpflichten der Sachverstandigen fir energiesparendes Bauen (zu
§ 10)

Mit den Vorschriften des § 10 werden die Pflichten der Sachverstdndigen
fiir energiesparendes Bauen definiert, die sie bei der Austibung ihrer Auf-
gaben zu beachten haben.

Zu Absatz 1:

Nach Satz 1 haben die Sachverstdndigen fiir energiesparendes Bauen
ihre Aufgaben unparteiisch und gewissenhaft auszutiben und sich an den
einschldgigen Rechtsvorschriften zu orientieren. Sie sind zur Fortbildung
verpflichtet und miissen uiber die erforderlichen Gerdte, Hilfsmittel (zum
Beispiel Werkzeuge, Messgerdte, aktuelle Software und so weiter) verfu-
gen. Nach Satz 2 sind sie an Weisungen (zum Beispiel der Auftraggeberin
oder des Auftraggebers) nicht gebunden und mitissen ihre Tatigkeit un-
abhdingig und eigenverantwortlich ausiiben. In Satz 3 werden die Anfor-
derungen an die Unabhdngigkeit der Priifingenieurinnen und Priifinge-
nieure sowie Priifsachverstdndigen konkretisiert. Die Vorschrift konkreti-
siert zugleich die allgemeine Befangenheitsregelung in § 10 Absatz 5.
Eine unabhdngige Tdtigkeit wdre zum Beispiel nicht gegeben, wenn die
oder der Sachverstindige auch an einer Gesellschaft beteiligt wdre, de-
ren Geschidftsgegenstand die Errichtung von Gebduden ist.

In Satz 4 werden die Anforderungen an die Eigenverantwortlichkeit kon-
kretisiert. Dies ist zum einen gegeben, wenn die Sachverstdndigen fiir
energiesparendes Bauen ihre Tdtigkeiten als einzige Inhaberin oder In-
haber eines Biiros selbststidndig austiben (Nummer 1). Zum anderen wird
in Nummer 2 prdzisiert, unter welchen Voraussetzungen , Selbststdndig-
keit” auch vorliegt, wenn die Sachverstdndigen fiir energiesparendes
Bauen innerhalb eines Zusammenschlusses — einer Personen- oder Kapi-
talgesellschaft oder auch einer Genossenschaft — tatig sind. Mit der Re-
gelung unter Buchstabe a) soll sichergestellt werden, dass die Tdtigkeit
einer oder eines einem solchen Zusammenschluss angehérenden Sach-
verstdndigen fiir energiesparendes Bauen keinen fachfremden Einfliis-
sen unterliegt. Andererseits erscheint ein Zusammenschluss mit anderen
freiberuflich tdtigen Personen, zum Beispiel Ingenieurinnen oder Ingeni-
euren, Architektinnen oder Architekten, Priifingenieurinnen oder Priifin-
genieuren oder Priifsachverstdndigen unschddlich. Buchstabe b) zielt auf
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die Sicherstellung einer den Selbststdndigen vergleichbaren Rechtsstel-
Iung der Sachverstdandigen fiir energiesparendes Bauen innerhalb eines
solchen Zusammenschlusses. Buchstabe c) soll die fachliche Unabhdn-
gigkeit der Tdtigkeit von Sachverstdndigen flir energiesparendes Bauen
innerhalb dieses Zusammenschlusses gewdhrleisten.

Nach Nummer 3 kénnen Sachverstdndige fiir energiesparendes Bauen in
Biiros beziehungsweise Zusammenschliissen nach Nummern 1 oder 2 als
Arbeitnehmer tdtig sein. Sofern die abhdngige Beschdftigung in einem
Biiro oder einem Zusammenschluss von Freiberuflern erfolgt, ist die Un-
abhdingigkeit der so tdtigen Sachverstdndige zum Beispiel gegentiber
wirtschaftlichen Interessen in ausreichendem MaBe sichergestellt. Die Ei-
genverantwortlichkeit der Sachverstdndigen ist durch eine Regelung in
dem Dienstvertrag des Sachverstindigen abzusichern, nach der dieser
keinen fachlichen Weisungen unterliegt.

Nach Nummer 4 ist fiir Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer eine
nebenberufliche Sachverstdandigentdtigkeit nicht ausgeschlossen.

Zu Absatz 2:

Sachverstidndigen fiir energiesparendes Bauen ist nach Absatz 2 erlaubt,
sich der Mitarbeit zuverldssiger Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter nur in
einem Umfang zu bedienen, der ihnen eine vollstindige Uberwachung
von deren Tdtigkeit noch erméglicht. Die Sachverstdndigen fiir energie-
sparendes Bauen miissen also in der Lage sein, die Tdtigkeit ihrer Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeiter inhaltlich insoweit nachzuvollziehen, als sie
fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben nicht auf deren fachliches Urteil ange-
wiesen sind. Dies bedeutet zum Beispiel, dass, soweit es bei einer Priifung
auf die besondere Sachkunde der Sachverstindigen fiir energiesparen-
des Bauen ankommt und dies eine Anwesenheit vor Ort voraussetzt,
diese Tdatigkeit nicht von Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern ausgeftihrt
werden darf.

Zu Absatz 3:

Satz 1 enthalt die Pflicht zur Haftpflichtversicherung fiir die Sachverstan-
digen fiir energiesparendes Bauen. Weiterhin werden die mindestens er-
forderlichen Haftungssummen fiir Personen- sowie Sach- und Vermo-
gensschdden festgelegt. Nach Satz 2 obliegt der Ingenieurkammer der
Freien Hansestadt Bremen die Uberwachung des Bestehens eines ausrei-
chenden Versicherungsschutzes. Die Sachverstindigen flir energiespa-
rendes Bauen werden hierzu verpflichtet nachzuweisen, dass in ihrem
Versicherungsvertrag bestimmt ist, dass der Versicherer Beginn und
Ende sowie jede den vorgeschriebenen Versicherungsschutz beeintrdach-
tigende Anderung der Ingenieurkammer mitgeteilt wird. Die Ingenieur-
kammer wird als zustdndige Stelle nach § 117 Absatz 2 Satz 1 Versich-
erungsvertragsgesetz bestimmt. Hierdurch wird bewirkt, dass ein Um-
stand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung des Versicherungs-
verhdltnisses zur Folge hat, mit Ablauf eines Monats nachdem der Ver-
sicherer dies der zustdndigen Stelle mitgeteilt hat, auch gegentiber Drit-
ten (Geschddigten) wirkt. Damit wird einerseits dem Interesse der Versi-
cherer Rechnung getragen, da bei Erléschen der Haftpflichtversicherung
der Versicherer zwar im Innenverhdltnis zum Versicherungsnehmer frei
wird, aber nur bei Bekanntgabe des Erléschens gegenltiber einer zustdn-
digen Stelle auch im AuBenverhdltnis; andererseits erhdlt so die Aner-
kennungsbehoérde zeitnah die Mitteilung des Versicherers iiber das Er-
I6schen der Haftpflichtversicherung.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 enthdlt eine mit Regelbeispielen versehene allgemeine Befan-
genheitsvorschrift, die die in Absatz 1 Satz 4 angesprochene Fallkonstel-
lation (Zusammenschluss) einbezieht.

—-37 -



4.2.7.

Zu Absatz 5:

Personen aus anderen Bundesldndern oder anderer Mitgliedstaaten der
EU unterliegen, soweit sie nach § 6 Absatz 2 Aufgaben der Sachverstdn-
digen wahrnehmen, ebenfalls den in den Abdtzen 1 bis 4 genannten
Grundpflichten.

Erloschen, Widerruf und Ricknahme der Anerkennung (zu § 11)
§ 11 regelt die Bestandskraft der Anerkennung.
Zu Absatz 1:

Es werden die Fdlle aufgezdhlt, in denen die Anerkennung unmittelbar
aufgrund der Durchfiihrungsverordnung erlischt, ohne dass es einer Ent-
scheidung der zustandigen Kammer bedarf. Nach Nummer 1 kann dies
durch schriftlichen Verzicht geschehen. Mit Erreichen der Altersgrenze
nach Nummer 2 ist davon auszugehen, dass die Sachverstdndigen fiir en-
ergiesparendes Bauen nicht mehr tiber die erforderlichen kérperlichen
Fihigkeiten verfiigen, die zur Uberwachung der Bauausfiihrung notwen-
dig sind. Nach Nummer 3 erlischt die Anerkennung, wenn die Sachver-
standigen fiir energiesparendes Bauen die Fahigkeit zur Bekleidung 0f-
fentlicher Amter verlieren. Es wird damit an die Zulassungsvorausset-
zung nach § 6 Absatz 1 Nummer 8 angeknliipft. Auch der Wegfall des
Versicherungsschutzes fiihrt nach Nummer 4 zum Erléschen der Aner-
kennung.

Zu Absatz 2:

Es werden die Regelfille des Widerrufs der Anerkennung aufgezdhlt.
Nach Nummer 1 ist ein Widerruf méglich, wenn Sachverstdandige auf-
grund geistiger oder korperlicher Gebrechen nicht mehr in der Lage sind,
ihre Tdtigkeit ordnungsgemdB auszutiben. Nach Nummer 2 ist sowohl ein
schwerwiegender als auch ein wiederholter (aber gegebenenfalls auch
schuldloser) als auch ein grob fahrldssiger oder vorsdtzlicher VerstoB (un-
abhdingig von Schwere und Wiederholung) dem Grunde nach fiir den Wi-
derruf ausreichend. In Nummer 3 wird ein VerstoB3 gegen die Pflicht aus
§ 10 Absatz 2 sanktioniert und stellt dariiber hinaus sicher, dass auch die
Sachverstidndigen fiir energiesparendes Bauen nicht in einem Umfang
Auftrdge annehmen, die von ihnen nicht ordnungsgemdB bearbeitet wer-
den konnen. Die Vorschrift des Absatzes 2 ist als Ermessensvorschrift aus-
gestaltet, um dem verfassungsrechtlichen VerhdltnismdBigkeitsgrund-
satz und den gegebenenfalls besonderen Umstdinden des Einzelfalls
Rechnung tragen zu konnen. Das schlieBt nicht aus, dass namentlich bei
den in der Vorschrift genannten Regelbeispielen eine Ermessensreduzie-
rung auf null zulasten der Sachverstdndigen flir energiesparendes Bauen
naheliegen wird. Die Wendung ,unbeschadet des § 49 BremVwVIG"“
stellt klar, dass ein Widerruf auch aus anderen als den in Absatz 2 aufge-
zdhlten Griinden in Betracht kommen kann.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 enthdlt einen Verweis auf die allgemeine Riicknahmeregelung
des § 48 BremVwVIG. Die Erdffnung eines Ermessensspielraums erfolgt
aus denselben Griinden wie in Absatz 2.

Zu Absatz 4

Mit der Vorschrift des Absatzes 4 wird der Kammer die Moéglichkeit ein-
gerdumt, in Abstidnden von mindestens fiinf Jahren nach der Anerken-
nung nachzupriifen, ob die Anerkennungsvoraussetzungen noch vorlie-
gen. Die Regelung verursacht im Vergleich zu einer generellen Befris-
tung der Anerkennung weniger Verwaltungsaufwand, entldsst die Sach-
verstindigen fiur energiesparendes Bauen jedoch nicht gdnzlich aus
jeglicher formalisierten, von konkreten Anlédssen losgelésten Uberwa-
chung.
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4.2.9.

4.3.

4.3.1.

Zu Absatz 5:

Mit der Regelung werden die Vorschriften der Absdtze 1 bis 4 auf die
Personen (zum Beispiel aus anderen Bundesldndern oder EU-Staaten)
libertragen, die aufgrund einer Anzeige als Sachverstdndige tdtig werden
diirfen. Da es bei diesen Personen an einer formellen Anerkennung fehlt,
bedarf es fiir behérdliche MaBnahmen, mit denen die weitere Tdatigkeit
unterbunden werden soll, stets einer Untersagung.

Bezeichnungsfihrung (zu § 12)

In § 12 regelt die Filihrung und Verwendung der Bezeichnung ,staatlich
anerkannte Sachverstdndige fiir energiesparendes Bauen”. Die Rege-
Iung ist durch § 16 Absatz 2 Nummer 6 dieser Verordnung buflgeldbe-
wdhrt.

Vergttung (zu § 13)

Das von den Bauherrinnen oder Bauherren zu tragende Honorar der
Sachverstdndigen flir energiesparendes Bauen wird nach § 13 nach Zeit-
aufwand abgerechnet. Der Stundensatz ist dabei liber einen feststehen-
den Faktor an das Monatsgehalt eines Landesbeamten in der Endstufe
der Besoldungsgruppe A 15 gekoppelt. Die Regelung ist der Vergiitungs-
regelung der Priifingenieurinnen und Priifingenieure fiir Standsicherheit
nach § 40 Absatz 5 der Bremischen Verordnung liber die Priifingenieure
und Priifsachverstidndigen (BremPVV) nachgebildet.

Befreiungen, Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften (zu Ab-
schnitt 3)

Befreiungen (zu § 14)

In § 14 wird die Zustdndigkeit und das Verfahren zur Erteilung von Be-
freiungen nach § 102 des Gebdudeenergiegesetzes geregelt.

In Satz 1 wird die Zustdndigkeit flir Befreiungsantrdge der Senatorin flir
Klimaschutz, Umwelt, Mobilitdt, Stadtentwicklung und Wohnungsbau
tibertragen. Die Antrdge sind nach Satz 2 zu begriinden. Nach Satz 3 ist
den Antrdgen, soweit Dokumentationen nach § 1 (Dokumentation tiber
die Einhaltung der Anforderungen des Gebdudeenergiegesetzes an das
geplante Gebdude) erstellt werden mtissen, neben der Begriindung eine
Bescheinigung einer oder eines Sachverstindigen flir energiesparendes
Bauen iiber das Vorliegen der Befreiungsgriinde, beizuftigen. In seltenen
FEdllen konnen Griinde fiir Befreiungen vorliegen, die nicht rechtlicher,
technischer oder wirtschaftlicher Art sind. In diesen Fdllen ist die Be-
scheinigung der oder des Sachverstdndigen fiir energiesparendes Bauen
nicht erforderlich (Satz 4), weil die Kenntnisse der Sachverstdndigen fiir
energiesparendes Bauen zur Beurteilung der Griinde nicht geeignet sind.
Die Pflicht zur Vorlage einer Bescheinigung einer oder eines Sachver-
standigen fiir energiesparendes Bauen tiber die Ausnahme- und Befrei-
ungsgriinde ist nur mit einem sehr geringen Mehraufwand fiir die An-
tragstellerinnen und Antragsteller verbunden, da die Pflicht nur besteht,
wenn auch die Pflicht zur Erstellung der Dokumentationen nach § 1 be-
steht und daher nach § 3 Absatz 1 ohnehin eine Sachverstdndige oder ein
Sachverstindiger beauftragt werden muss. Andererseits wird eine solche
Bescheinigung der Behoérde in der Regel ermoglichen, auf eine vertiefte
Priifung des Antrags zu verzichten. Es verringern sich dadurch der be-
hérdliche Vollzugsaufwand und damit auch die Gebtihren.

Eine vertiefte behérdliche Uberpriifung der Befreiungsantrige soll nur
erfolgen, wenn aufgrund der eingereichten Unterlagen Anlass dazu be-
steht. Insbesondere bei der Vorlage von Bescheinigungen von Sachver-
standigen flir energiesparendes Bauen tliber das Vorliegen der Aus-
nahme- oder Befreiungsgriinde wird dies kaum der Fall sein. Deshalb ist
in Satz 5 vorgesehen, dass die Ausnahme oder Befreiung als erteilt gilt,
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wenn eine Sachverstandigenbescheinigung vorgelegt wird und die Be-
horde nicht innerhalb von zwei Wochen nach Eingang des vollstdndigen
Antrags erkldirt, dass eine weitergehende Priifung des Antrags erfolgen
soll. Diese Regelung dient der zligigen Abwicklung der Ausnahme- und
Befreiungsantrdage und der Verringerung des Vollzugsaufwands. Ande-
rerseits ist eine Riicknahme nach § 48 BremVwVfG einer auf diesem Weg
bewilligten Ausnahme oder Befreiung grundsdtzlich méglich.

Ordnungswidrigkeiten (zu § 15)

Die Vorschrift wurde an die Anderungen durch das Gebdudeenergiege-
setz angepasst. Sie enthdlt zum einen eine Auflistung der Ordnungswid-
rigkeitentatbestande bei VerstoBen gegen wesentliche Verfahrensvor-
schriften, die in dieser Verordnung begriindet werden, und zum anderen
eine Zustandigkeitsregel fiir die Verfolgung und Ahndung der Ord-
nungswidrigkeiten nach dieser Verordnung, und nach dem Gebau-
deenergiegesetz. Dabei sind die Ordnungswidrigkeitentatbestande in
den Absatzen 1 und 2 jeweils den gesetzlichen Grundlagen im Bremisch-
en Klimaschutz- und Energiegesetz zugeordnet.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 enthalt Ordnungswidrigkeitentatbestande, bei denen auf die
Vorschrift des § 17 Absatz 1 Nummer 1 des Bremischen Klimaschutz- und
Energiegesetzes Bezug zu nehmen ist. Ordnungswidrig handelt danach,
wer die Nachweise nach § 1 nicht erstellen lasst (Nummer 1), darin un-
richtige Angaben macht, um vorzutduschen, dass Anforderungen nach
dem Gebdudeenergiegesetz eingehalten werden (Nummer 2), keine
Sachverstdandigen fir energiesparendes Bauen oder Sachkundigen be-
auftragt (Nummer 3) und wer als Sachkundige oder Sachkundiger nach
§ 5 tatig wird, ohne dazu berechtigt zu sein (Nummer 4). Weiterhin wird
mit den Tatbestdnden in den Nummern 5 bis 7 buBgeldbewdhrt, eine Er-
fillungserklarung

e nicht, nicht rechtzeitig oder unvollstandig vorzulegen,
e auszustellen, ohne dazu berechtigt zu sein und

¢ auszustellen und darin unrichtige Angaben zu machen.
Zu Absatz 2:

Absatz 2 enthalt Ordnungswidrigkeitentatbestande, bei denen auf die
Vorschrift des § 17 Absatz 1 Nummer 3 des Bremischen Klimaschutz- und
Energiegesetzes Bezug zu nehmen ist. Die Tatbestdnde zu den besonde-
ren Verfahrensanforderungen zum Vollzug des ehemaligen Erneuer-
bare-Energien-Warmegesetzes kénnen entfallen. Die bisherigen Num-
mern 4 bis 6 werden zu den Nummern 1 bis 3 Ordnungswidrig handelt
danach, wer als Sachverstandige oder Sachverstandiger fiir energiespa-
rendes Bauen tatig wird, ohne dazu berechtigt zu sein (Nummer 1), eine
Anzeige des erstmaligen Tatigwerdens nach § 6 Absatz 3 von Personen,
die die Voraussetzungen fur die Anerkennung als Sachverstandige oder
Sachverstandiger fur energiesparendes Bauen in einem anderen Bundes-
land oder Staat der EU bereits erfullen, unterlasst (Nummer 2) oder die
Bezeichnung ,staatlich anerkannte Sachverstandige fiir energiesparen-
des Bauen”, auch in der méannlichen Form, verwendet, ohne dazu be-
rechtigt zu sein (Nummer 3).

Zu Absatz 3:

In Absatz 3 wird die Zustandigkeit fur die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach den Absatzen 1 und 2 sowie nach § 108 des
Gebaudeenergiegesetzes auf die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau tubertragen.
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4.3.4.

Ubergangsregelungen (zu § 16)
§ 16 enthalt die erforderlichen Ubergangsregelungen.
Zu Absatz 1:

Absatz 1 bezieht sich auf Vorhaben, die nach der Ubergangsregel des
§ 111 des Gebaudeenergiegesetzes dem bisherigen Recht unterfallen
sollen. Fur diese Vorhaben wird klargestellt, dass auch die vor dem In-
krafttreten dieser Verordnung in Bremen geltenden Vollzugsvorschriften
weiter anzuwenden sind.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 hat die Vorhaben zum Gegenstand, auf die zwar das Gebau-
deenergiegesetz Anwendung findet, mit deren Ausfuhrung aber bereits
vor Inkrafttreten dieser Verordnung begonnen wurde. Auf diese Vorha-
ben sollen die Vorschriften der §§ 1 und 3 keine Anwendung finden. Dies
fihrt dazu, dass eine Priifung der Nachweise zur Einhaltung des Gebau-
deenergiegesetzes und eine baubegleitende Bautiberwachung nicht er-
folgt. Da die Zeitpunkte, zu denen diese Priifungs- und Uberwachungs-
aufgaben beauftragt beziehungsweise durchgefiihrt werden miissen, bei
diesen Vorhaben vor Inkrafttreten der Verordnung lagen, kann dies nicht
verlangt werden. Gleichwohl sieht das Bundesgesetz vor, dass auch fir
diese Vorhaben eine Erfullungserklarung auszustellen und bei der Be-
horde vorzulegen ist. Es wird deshalb festgelegt, dass hierzu die Perso-
nen berechtigt sind, die nach dem vorgesehenen Verfahren berechtigt
waéren. Die beauftragen Personen haben die fir die Erklarung erforderli-
chen Priifungen und Uberwachungen nachtrdglich durchzufiihren, so-
weit dies moglich ist. Der Vorlagezeitpunkt fiir Vorhaben, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens bereits abgeschlossen waren, wird pauschal auf
ein bestimmtes Datum, welches mehr als sechs Monate, aber nicht mehr
als sieben Monate nach dem Inkrafttreten der Verordnung liegt, festge-
legt. Damit haben die Bauherrinnen und Bauherren ausreichend Zeit,
sich auf die veranderte Rechtslage einzustellen.

Inkrafttreten (zu § 17)

Die Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung im Bremischen Ge-
setzblatt in Kraft. Das bisherige Vollzugsrecht zur Energieeinsparverord-
nung und zum Erneuerbare-Energien-Warmegesetz tritt gleichzeitig au-
Ber Kraft.

—41 -



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1646
	Mitteilung des Senats vom 1. November 2022
	Anpassung der bremischen Vollzugsvorschriften zum Gebäudeenergiegesetz



